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Vorwort

Das Internet ist zum wohl bedeutsamsten Medium für die urheberrechtlich ge-
schützten Werke geworden. Alles was sich an Werkarten digital aufbereiten
lässt bzw. in digitalisierter Form geschaffen wurde, kann über das Internet
transportiert und damit verbunden, beliebig vervielfältigt und öffentlich zu-
gänglich gemacht werden. Durch die mit dem Internet verbundenen techni-
schen Möglichkeiten hat das Urheberecht an Bedeutung gewonnen; die Verlet-
zungsmöglichkeiten und die Wahrscheinlichkeit, dass verletzt wird, sind ganz
erheblich gestiegen. Das hatte bereits zahlreiche materiell-rechtliche Konse-
quenzen, auch und insbesondere auf dem Gebiet der Leistungsschutzrechte, der
sog. verwandten Schutzrechte. Das Datenbankrecht schützt zwar nicht nur,
aber auch digitalisierte und über das Internet transportfähige Datensammlun-
gen, das Recht der Presseverleger auf Schutz der ins Netz eingestellten Daten
hat den Beinamen „lex google“ erhalten; der bereits vor Jahren eingeführte
Schutz vor einer unberechtigten öffentlichen Zugänglichmachung hat die vor-
handenen Schutzbereiche im Hinblick auf die Nutzungsmöglichkeiten des In-
ternets ergänzt. Hinzu kommen aus jüngerer Zeit auf nationaler Ebene der neu
eingefügte § 8 III TMG zur Haftung für öffentliche WLAN-Netze, die gesetzli-
chen Neuregelungen zu den Verwertungsgesellschaften und auch die EU-Kom-
mission hat vor Kurzem ihre Pläne für eine weitere umfangreiche Regelungs-
initiative zum Urheberrecht und Internet vorgestellt.

Dennoch verbleiben (teilweise bewusst) Lücken, die dann von der Rechtspre-
chung geschlossen werden müssen, was von den Gerichten auch umfassend getan
wird. Belegt wird das nach einer ersten Welle von Urteilen zur Haftung insbeson-
dere im Zusammenhang mit Plattformen jüngst durch die zahlreichen Entschei-
dungen des EuGH und des BGH zur Haftung für Links und Frames. Allerdings
werfen diese Entscheidungen und die dabei auftretenden Friktionen ihrerseits
häufig auch wieder umfangreiche Folgeprobleme auf; man denke nur an das Ver-
hältnis zwischen § 8 III TMG und der McFadden-Entscheidung des EuGH.

Das Internet und das Urheberrecht haben somit eine ungebrochene, ja sogar
stetig wachsende Dynamik beibehalten, die sich auch in der nunmehr bereits 3.
Auflage dieses Handbuchs widerspiegelt. Es gab Überlegungen, ob man dieser
Dynamik nicht auch durch eine grundlegend neue Gliederung und Strukturie-
rung des Buches Rechnung tragen müsse. Davon haben wir letzten Endes aber
abgesehen, um bewusst den zahlreichen Irrungen und Wirrungen um vermeint-
lich neue Entwicklungen ein festes Gerüst und eine stabile Struktur entgegen-
zusetzen, zugleich aber in den einzelnen Kapiteln alle Neuerungen aufzugrei-
fen und darzustellen.

Berlin, im Februar 2017 Die Herausgeber dieses Bandes
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Kapitel 1

Einführung

A. Internet

I. Das Internet heute

1Das Internet gehört heute ganz selbstverständlich zum Leben. Es hat längst
alle Bereiche der Arbeitswelt und des privaten Daseins durchzogen. Aus der
digitalen Revolution sind längst viele Revolutionen geworden, die eher an
eine digitale Evolution denken lassen. Längst genügt es nicht mehr, einfach
nur im Internet zu sein, mehrere E-Mail-Adressen zu haben, vielleicht einen
Blog zu führen und gelegentlich ein Foto zu posten. Die Vernetzung durch-
zieht alle Bereiche der Gesellschaft und in einer globalisierten Wirtschafts-
welt sind die Möglichkeiten des Netzes längst der Treiber von Innovationen
und Wandel. Die technischen Möglichkeiten der Kommunikation und des
Datenaustausches entwickeln sich nach wie vor rasant. Die Hardware wird
immer leistungsfähiger und kleiner, inzwischen können auch große Daten-
mengen übertragen werden und die Software ist immer bedienungsfreundli-
cher geworden – und mobiles Nutzen des Internets und mobiles Arbeiten im
Netz sind längst Standard. Das Internet ist ein kommerzieller Erfolg. Such-
maschinenbetreiber wie Google oder ein soziales Netzwerk wie Facebook
haben bewiesen, dass im Internet mit reinen netzbezogenen Dienstleistun-
gen Geld zu verdienen ist. Kurzum: Das Internet ist längst eine eigene Welt
geworden, die sich selbst genug sein kann.

2Das weltweit zugängliche Internet hat die Kommunikation zwischen den
Menschen verändert. Auch wenn mit solchen Vergleichen vorsichtig umzu-
gehen ist: Durch das Internet ist die Massenkommunikation ähnlich stark
verändert worden, wie die Erfindung des Buchdrucks durch Gutenberg vor
rund 500 Jahren den Zugang der Menschen zum Wissen auf neue Grundla-
gen gestellt hat. Der individuelle E-Mail-Verkehr hat zwar zunächst ledig-
lich zu einer Beschleunigung – auch bei der Übertragung großer Datenmen-
gen – geführt. Revolutionär am Internet war und ist aber das World Wide
Web. Aus dem ursprünglich nur für wissenschaftliche und private Zwecke
von Forschern und Computerfreaks genutzten World Wide Web ist ab 1993
ein kommerziell nutzbares Netz geworden, das von nahezu jedem Ort der
Welt – inzwischen auch mobil – den Zugriff auf Wissen und Information be-
liebiger Art ermöglicht. Die problemlosen Zugangsmöglichkeiten haben
nicht nur weltweit agierende Unternehmen in das Netz gebracht, inzwischen
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läuft auch ein großer Teil der privaten Kommunikation über das Word Wide
Web. Dienten die Angebote in der Anfangszeit des World Wide Web vor al-
lem der Selbstdarstellung der Unternehmen und Organisationen, sind sie in-
zwischen Teil der eigenen Geschäftstätigkeit. Über die Web-Präsenzen wer-
den Waren, Software, Musik, Videos und Dienstleistungen aller Art angebo-
ten oder Datenbanken zugänglich gemacht. Das Versteigern und Ersteigern
von Waren und Dienstleistungen über das Internet ist heute so üblich wie
der Gang in den Supermarkt. Zugleich können die Anbieter im Netz so viele
Daten über ihren Kunden sammeln, wie selten zuvor.

3 Unter dem Schlagwort Web 2.0 hat sich im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhun-
derts eine Gründergeneration gefunden, die neue Kommunikationsmöglich-
keiten unter Beteiligung der Webnutzer auslotet und entwickelt. Zugleich
wird durch neue Smartphones und Tablets, leistungsfähige Funknetze und
sinkende Preise für Telekommunikationsleitungen immer mehr Menschen
ermöglicht, ständig im Netz zu sein. Auch wenn das Internet traditionelle
Kommunikations- und Vertriebsformen (noch) nicht ersetzt hat, so ist es
doch zu einem eigenständigen Medium geworden. Das Internet hat seinen
Weg in Gesellschaft und Wirtschaft endgültig gefunden.

II. Entstehung und Geschichte des Internets

1. Ursprünge des Internets

4 Die Wurzeln des Internets reichen fast vier Jahrzehnte zurück: Der Vorgän-
ger des Internets, das Arpanet, ist ein Kind des Kalten Krieges. Das Arpanet
wurde in den 1960er Jahren für das Verteidigungsministerium der USA ent-
wickelt. Die Streitkräfte wünschten ein Kommunikationssystem, das nicht
von einem zentralen Rechner gesteuert wird. Das System sollte auch beim
Ausfall eines oder mehrerer Rechner – zum Beispiel in Folge eines nuklea-
ren Angriffs – noch funktionsfähig sein. Die Rand Corporation entwickelte
die Idee eines dezentralen Netzwerks. Das Leitungsnetz sollte aus unzähli-
gen untereinander mehrfach vernetzten Rechnern bestehen. Die Rechner
sollten alle den gleichen Status beim Empfang und Weitergeben von Daten
sowie beim Versenden eigener Daten haben. Durch diesen Kunstgriff war
zunächst sichergestellt, dass bei Ausfall eines einzelnen Rechners das Netz
nicht vollständig funktionsunfähig werden konnte.

5 Die Entwickler beließen es nicht dabei, sondern gingen noch einen Schritt
weiter. Auch die Kommunikation zwischen den Rechnern sollte durch eine
neuartige Methode bei der Übermittlung von Daten für Störungen unanfäl-
lig werden. Das Versenden einer Nachricht im Ganzen führt bei einem –
auch teilweisen – Ausfall des Netzes unweigerlich dazu, dass die gesamte
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Nachricht verloren gehen kann. Aus diesem Grunde entschieden sich die
Entwickler dafür, die Nachrichten selbst in eine Vielzahl von kleinen Ein-
zelpaketen aufzuteilen. Jedes Teilpaket sollte getrennt adressiert und versen-
det werden. Die bei einem Computer abgeschickten Pakete sollten dabei
über die unterschiedlichsten Wege im Netz zu ihrem Zielcomputer wandern.
Der Vorteil dieser auf den ersten Blick sehr komplizierten Lösung lag auf
der Hand. Der Verlust einzelner Teilpakete infolge von Störungen konnte
die Kommunikation zwar behindern, aber nicht lahm legen. Die Entwickler
gingen davon aus, dass stets in ausreichender Zeit Teilpakete ankommen.
Der wesentliche Gehalt einer Nachricht sollte den Empfänger auf jeden Fall
erreichen.

6Die in den 1960er Jahren entwickelte Idee eines dezentralen Netzes, bei
dem Nachrichten in Teilpaketen verschickt werden, wurde Ende der 1960er
Jahre sowohl in Großbritannien als auch in den USA in die Praxis umge-
setzt. Auf Initiative des amerikanischen Verteidigungsministeriums wurde
dann 1969 die Advanced Research Project Agency (ARPA) als eine Abtei-
lung des Verteidigungsministeriums gegründet. Die ARPA ließ im Herbst
1969 den ersten Knoten bei der Universität von Los Angeles einrichten.
Schnell kamen in dem kleinen Netzwerk weitere Knoten dazu. Das zunächst
sehr kleine Netzwerk erhielt nach dem Namen seines Initiators die Bezeich-
nung Arpanet. Das Arpanet wuchs zunächst langsam, aber stetig. Es diente
vor allem der Kommunikation zwischen Wissenschaftlern und Forschern in
den verschiedensten universitären Einrichtungen. Die Kompatibilität zwi-
schen den Rechnern wurde durch einen einheitlichen Kommunikationsstan-
dard sichergestellt. Das sog. Network-Control-Protocol (NCP) stellte die
Kommunikation sicher.

2. Vom Arpanet zum Internet

7Das Arpanet wurde in den 1970er Jahren verfeinert. Lokale Netzwerke wur-
den über das Arpanet zu einem weltweiten Netzwerk verbunden. Ein wichti-
ges Datum für die Geschichte des Internets ist das Jahr 1983. Das ursprüng-
lich für militärische Zwecke vorgesehene und zunehmend von Forschern
und Wissenschaftlern genutzte Arpanet wurde aufgeteilt. Das Arpanet ging
an Wissenschaftler und Forscher. Gleichzeitig wurde das sog. Milnet für die
militärische Kommunikation geschaffen. Parallel zu dieser Entwicklung
schlossen sich immer mehr Einrichtungen in aller Welt mit ihren lokalen
Netzen an das Arpanet an und übernahmen das TCP-IP als Kommunikati-
onsstandard. So wurde 1983/84 das Internet als Netz der Netze geboren. Die
amerikanische National Science Foundation (NSF) schuf das „National
Science Foundation Network“ (NSF-NET) und übernahm die Organisation
des neu entstandenen Internets. Das Arpanet war zum Teil des weltweiten
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Internets geworden. Das Netz der Netze wuchs sehr schnell. Aus den 320
Rechnern aus dem Jahr 1983 wurden in innerhalb von vier Jahren 20.000.
1990 waren angeblich bereits 200.000 Rechner und lokale Netze an das In-
ternet angeschlossen. Der Erfolg des Internets führte 1990 zur endgültigen
Auflösung des Arpanets. Das noch als Teilnetz bestehende Netzwerk wurde
in die bedeutendere Struktur des Internets vollständig integriert. Das Arpa-
net wurde so ein Opfer seines eigenen Erfolgs.

8 Der Vormarsch des Internets ist eng mit der Erweiterung des Leis-
tungsangebotes verbunden. Entsprechend der ursprünglichen Absicht der
Entwickler, ein Kommunikationsnetz zu schaffen, stand zunächst die bloße
Datenübertragung im Vordergrund. Die ersten im Internet verfügbaren
Dienste waren das sog. FTP (File-Transfer-Protocol zur Übertragung von
Daten) sowie E-Mail. Das World Wide Web wurde Ende der 80er Jahre als
allgemein zugängliches Informationsmedium entwickelt. Das World Wide
Web kannte zunächst keine graphischen Elemente. Es wurden nur sog. Hy-
pertexte ins Netz gestellt. So entstand ein Netz, bei dem praktisch jedes An-
gebot im World Wide Web mit anderen Angeboten verknüpft werden konnte
(und in der Anfangszeit auch verknüpft wurde). Das World Wide Web als
allgemein zugängliches Medium stellte so neben der Individual-Kommuni-
kation durch E-Mail sehr schnell einen neuen Hauptanwendungsbereich des
Internets dar.

9 Das World Wide Web war in der Anfangszeit etwas für Forscher, Wissen-
schaftler und Computerfreaks. Populär wurde es erst 1993/94. In den USA
wurde ein Web-Browser mit einer graphischen Benutzeroberfläche entwi-
ckelt. Der kostenlos zur Verfügung gestellte Browser fand im Netz sehr
schnell Verbreitung. Die Nutzung des World Wide Web wurde damit für die
Nutzer stark erleichtert. Im gleichen Zuge wurden die Web-Angebote tech-
nisch immer perfekter. Aus rein textorientierten Hypertexten wurden kom-
plexe Strukturen unter Berücksichtigung von Fotografien, Laufbildern,
Tönen und Musikstücken. Das World Wide Web diente nicht mehr nur dazu,
textorientierte Angebote zugänglich zu machen.

10 Die Nutzerfreundlichkeit des Internets sorgte zusammen mit den verbesser-
ten Nutzungsmöglichkeiten für die sehr schnelle Verbreitung ab 1994. 1995
wurde das Internet von der amerikanischen Regierung schließlich endgültig
für den kommerziellen Gebrauch freigegeben.1 Der Siegeszug des Internets
begann. Seit 1998 verwaltet ICANN (Internet Corporation for Assigned
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1 Wer sich für die Geschichte des Internets interessiert, findet inzwischen eine Vielzahl
von Darstellungen. Sie sind zum Teil sehr technischer Natur oder unterscheiden zwi-
schen der (guten) nicht kommerziellen, und der (schlechten) kommerziellen Zeit. Für
juristisch vorgeprägte Leser nach wie vor interessant: Kuner, Internet für Juristen,
2. Aufl. 1999, S. 3.



Names and Numbers)2 das Namenssystem der Domains und sorgt für die Si-
cherheit des Netzes. Zugleich setzte ab Mitte der 90er Jahre des vergange-
nen Jahrhunderts die Verrechtlichung des Internets an. Ging es in der kom-
merziellen Goldgräberzeit vor allem um die Sicherung attraktiver Domains,
hat sich inzwischen ein umfassendes Internetrecht herausgebildet. Die urhe-
berrechtlichen Probleme behandelt dieses Werk.

B. Rechtsquellen im Bereich des Internets

I. Deutsche Gesetze (insb. Urheberrechtsgesetz)

1. Urheberrechtliche Vorschriften

11Die wichtigste Rechtsquelle für den Bereich des Urheberrechts stellt im Be-
reich des nationalen Rechts das Gesetz über Urheberrecht und verwandte
Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) vom 9.9.1965 dar.3 Das Urheberrecht
hat in den vergangenen Jahren zahlreiche Ergänzungen erfahren, die insb.
für den Bereich des Internets von Bedeutung sind.

12Die urheberrechtlich geschützten Werke sind in § 2 UrhG definiert. Es han-
delt sich vor allem um Werke der Literatur, Wissenschaft und Kunst. Seit
1998 ist das Datenbankwerk gem. § 4 Abs. 2 UrhG geschützt. Gleichzeitig
ist ein Leistungsschutzrecht gem. §§ 87a ff. UrhG für den Hersteller einer
Datenbank geschaffen worden.4 Das Leistungsschutzrecht der Presseverle-
ger ist zum 1.8.2013 in den §§ 87f bis 87h UrhG eingeführt worden.5 Ebenso
von Bedeutung im Bereich des Internets sind die 1993 eingeführten Rege-
lungen des §§ 69aff. UrhG für den Schutz von Computerprogrammen.6

13Die Entstehung und Nutzung der Rechte an urheberrechtlich geschützten
Werken werden im UrhG umfassend geregelt. Das Urheberprinzip findet
sich in den §§ 7ff. UrhG. Urheber ist stets der Schöpfer des Werkes. Der Ur-
heber wird Inhaber des grundsätzlich nicht übertragbaren Urheberrechts.
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2 Informationen zu ICANN (Internet Corporation for Assigned Names and Numbers) un-
ter www.icann.org.

3 BGBl. I, S. 1273, zuletzt durch Art. 7 des Gesetzes zur Änderung des Designgesetzes und
weiterer Vorschriften des gewerblichen Rechtsschutzes vom 4.4.2016 (BGBl. I, S. 558) ge-
ändert; nicht mehr berücksichtigt wurde das Gesetz zur verbesserten Durchsetzung des An-
spruchs der Urheber und ausübenden Künstler auf angemessene Vergütung und zur Rege-
lung von Fragen der Verlegerbeteiligung vom 20.12.2016 (BGBl. I, S. 3073).

4 Siehe dazu ausführlich Kap. 2 Rn. 209 ff.
5 Gesetz v. 7.5.2013, BGBl. I, S. 1161; siehe Kap. 2 Rn. 343ff.
6 Siehe dazu ausführlich Kap. 2 Rn. 71 ff.



Eine Übertragung des Urheberrechts sieht § 29 UrhG nur im Todesfall vor.
Eine nähere Definition des Urheberrechts findet sich in den §§ 11ff. UrhG.
Die §§ 12 bis 14 UrhG regeln das Urheberpersönlichkeitsrecht. Dieses steht
dem Urheber stets unmittelbar zu. Die dem Urheber zustehenden Verwer-
tungsrechte sind in den §§ 15ff. UrhG festgelegt. Für diese Verwertungsfor-
men kann der Urheber ausschließliche oder einfache Nutzungsrechte an
Dritte einräumen. Mit dem Gesetz zur Regelung der Urheberrechte in der
Informationsgesellschaft7 wurde ab dem 11.9.2003 in dem neuen § 19a
UrhG das Recht der öffentlichen Wahrnehmung (salopp formuliert das „In-
ternetverwertungsrecht“) als ein Unterfall des Rechts der öffentlichen Wie-
dergabe in unkörperlicher Form (§ 15 Abs. 2 UrhG) aufgenommen.8

14 Die Einräumung von Nutzungsrechten ist in den §§ 31ff. UrhG geregelt.
Das Urhebervertragsrecht – lange nur lückenhaft im Urheberrechtsgesetz
geregelt – ist durch das Gesetz zur Stärkung der vertraglichen Stellung von
Urhebern und ausübenden Künstlern9 ab dem 1.7.2002 neu gefasst worden
und wird zum 1.3.2017 reformiert.10 Vor allem die Stellung der Urheber ist
gestärkt worden. Mit dem Zweiten Gesetz zur Regelung des Urheberrechts
in der Informationsgesellschaft (Zweiter Korb)11 ist ab dem 1.1.2008 die frü-
her in § 31 Abs. 4 UrhG ausgeschlossene Einräumung von Nutzungsrechten
über unbekannte Nutzungsarten unter gewissen Voraussetzungen möglich
geworden (§ 31a UrhG, § 32c UrhG). Für den Bereich des Internets ist vor
allem der § 137 l Abs. 1 UrhG wichtig. Unter gewissen Voraussetzungen er-
folgt nun ab dem 1.1.2008 auch für Nutzungsrechtseinräumungen ab dem
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7 Gesetz vom 10.9.2003, BGBl. I, S. 1774.
8 Siehe dazu v. Ungern-Sternberg, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl.

2010, § 19a Rn. 1 ff.; der § 19a UrhG setzt Art. 3 der Richtlinie 2001/29/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 22.5.2001 zur Harmonisierung bestimmter
Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsge-
sellschaft (GRUR Int. 2001, 745) um. Vor 2003 hat die h.M. jedoch ein vergleichbares
Verwertungsrecht dem damaligen § 15 UrhG entnommen, zur Literatur vor 2003 siehe
die Nachweise bei v. Ungern-Sternberg, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht,
4. Aufl. 2010, § 19a Rn. 34 ff.

9 Gesetz vom 22.3.2002, BGBl. I, S. 1155; zu den Neuregelungen und zur Kritik siehe
Schricker/Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor
§§ 28ff. Rn. 6 ff.; siehe auch zur Geschichte des Gesetzes den – auf Anregung des Bun-
desjustizministeriums – von Dietz, Löwenheim, Nordemann, Schricker und Vogel vor-
gelegten ersten Entwurf vom 22.5.2000 in der überarbeiteten Fassung vom 17.8.2000;
vgl. zur Diskussion Däubler-Gmelin, GRUR 2000, 764; Dietz, ZUM 2001, 276; Flech-
sig, ZUM 2000, 484; Reber, ZUM 2000, 729; ders., ZUM 2001, 282; Schack, ZUM
2001, 453.

10 Gesetz zur verbesserten Durchsetzung des Anspruchs der Urheber und ausübenden
Künstler auf angemessene Vergütung und zur Regelung von Fragen der Verlegerbetei-
ligung vom 20.12.2016 (BGBl. I, S. 3037).

11 Gesetz vom 26.10.2007, BGBl. I, S. 2513.



1.1.1996 eine Einräumung von Nutzungsrechten an unbekannten Nutzung-
sarten durch den Urheber, sofern der Urheber nicht widerspricht. Die
Schranken des Urheberrechts werden in den §§ 45ff. UrhG geregelt. Mit
dem Neunten Gesetz zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes – in Kraft ge-
treten am 6.7.2013 – wurde eine EU-Richtlinie zur Schutzdauer des Urhe-
berrechts und bestimmter verwandter Schutzrechte umgesetzt.12 Kurz da-
nach folgte mit dem am 1.1.2014 in Kraft getretenen Gesetz zur Nutzung
verwaister und vergriffener Werke und einer weiteren Änderung des Urhe-
berrechtsgesetzes13 eine weitere Umsetzung einer EU-Richtlinie. Aus Grün-
den der Vollständigkeit ist auch noch das Gesetz gegen unseriöse Geschäfts-
praktiken zu nennen, mit dem die Durchsetzung urheberrechtlicher Ansprü-
che in § 97a und § 104a UrhG geregelt wird.14

15Die verwandten Schutzrechte sind in den §§ 70ff. im zweiten Teil des Urhe-
berrechtsgesetzes aufgenommen worden. Die verwandten Schutzrechte wer-
den häufig auch als Leistungsschutzrechte bezeichnet. Es werden Leistun-
gen geschützt, die nicht als persönliche geistige Schöpfung im Sinne von
§ 2 UrhG aufgefasst werden können, die gleichwohl jedoch als persönliche
geistige Leistungen einem gewissen Schutz zugänglich sein sollen. So ge-
währt § 73 UrhG dem ausübenden Künstler ein Leistungsschutzrecht, da
dessen Leistung auch einen „künstlerischen“ Gehalt hat.15 Das gilt jedoch
nicht durchgängig. Beim Leistungsschutzrecht des Filmherstellers wird ge-
mäß § 94 UrhG nicht dessen künstlerische Tätigkeit mit einem zusätzlichen
Schutzrecht belohnt, sondern allein die Tatsache, dass mit der Filmproduk-
tion stets eine erhebliche wirtschaftliche Investition verbunden ist.

16Neben dem Urheberrechtsgesetz ist auch noch das Verwertungsgesell-
schaftsgesetz (VGG)16 zu erwähnen, das seit April 2016 das Gesetz über die
Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten (Urhe-
berrechtswahrnehmungsgesetz) vom 9.9.1965 abgelöst hat. Dieses Gesetz
setzt die Verwertungsgesellschaften-Richtlinie17 um und regelt die Bildung
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12 Gesetz vom 2.7.2013, BGBl. I, S. 1940.
13 Gesetz vom 1.10.2014, BGBl. I, S. 3728.
14 Gesetz vom 1.10.2013, BGBl. I, S. 3714.
15 Krüger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, § 73 Rn. 21.
16 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/26/EU über die kollektive Wahrnehmung

von Urheber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizen-
zen für Rechte an Musikwerken für die Online-Nutzung im Binnenmarkt sowie zur Än-
derung des Verfahrens betreffend die Geräte- und Speichermedienvergütung vom
24.5.2016, BGBl. I, S. 1190.

17 Richtlinie 2014/26/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.2.2014
über die kollektive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten und
die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Rechte an Musikwerken für die Online-Nut-
zung im Binnenmarkt, ABl. Nr. L 84, S. 72.



von Verwertungsgesellschaften zur kollektiven Wahrnehmung von Urheber-
rechten und verwandten Schutzrechten.18

2. Sonstige Regelungen

17 Im Bereich der urheberrechtlich relevanten Leistungen können neben den
primär urheberrechtlichen Vorschriften auch sonstige gesetzliche Regelun-
gen Anwendung finden. Möglicherweise können bestimmte Gestaltungen
auch einem designrechtlichen Schutz zugänglich sein. Neben den urheber-
rechtlichen Unterlassungs-, Auskunfts- und Schadensersatzansprüchen
(§§ 97ff. UrhG) können unter Umständen auch noch Vorschriften des bür-
gerlichen Rechts eingreifen. Von großer praktischer Bedeutung sind vor al-
lem die bereicherungsrechtlichen Ansprüche nach §§ 812ff. BGB. Auch
das allgemeine Persönlichkeitsrecht sowie das Recht am eigenen Bild kön-
nen unter gewissen Umständen von Bedeutung sein. Gewerbliche Schutz-
rechte wie Patente oder Gebrauchsmuster spielen, anders als der Design-
schutz, dagegen im Bereich der urheberrechtlich geschützten Leistungen
keine sonderliche Rolle. Allein in Grenzbereichen kann bei Computersoft-
ware unter Umständen die Unterscheidung zwischen dem Urheberrecht und
dem Patent- bzw. Gebrauchsmuster von Bedeutung sein.19 Berührungspunk-
te gibt es darüber hinaus zwischen dem Urheberrecht und dem Markenrecht,
insb. dem Recht des Werktitelschutzes (§ 5 MarkenG).

18 Sofern urheberrechtliche Vorschriften nicht eingreifen, kann unter gewissen
Umständen auch das UWG hilfsweise mit einem ergänzenden Leis-
tungsschutz anwendbar sein.20

II. Internationale Verträge und Abkommen

1. Übersicht

19 Im deutschen Urheberrecht gilt das Territorialitätsprinzip. Das Urheber-
rechtsgesetz gilt nur in Deutschland. Grundsätzlich genießen den Schutz
des Urheberrechtsgesetzes auch nur deutsche Staatsangehörige für alle ihre
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18 BGBl. I, S. 1294, aufgehoben mit Ablauf des 31.5.2016 durch Art. 7 Nr. 1 G
v. 24.5.2016 (BGBl. I, S. 1190).

19 BGH, GRUR 2000, 498 – Logikverifikation; BGH, Bl. für PMZ 2000, 276 – Sprach-
analyseeinrichtung.

20 Für die Einzelheiten wird auf entsprechende wettbewerbsrechtliche Kommentarlitera-
tur verwiesen. Siehe dazu auch Schricker/Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Ur-
heberrecht, 4. Aufl. 2010, Einleitung Rn. 50 ff.; Dreier, in: Dreier/Schulze, UrhG,
5. Aufl. 2012, Einleitung Rn. 35 ff.



Werke (§ 120 Abs. 1 UrhG). § 120 Abs. 2 UrhG stellt die Angehörigen eines
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens über den europäischen Wirtschaftsraum Deut-
schen gleich. Darüber hinaus ist der Anwendungsbereich des deutschen
Urheberrechtsgesetzes durch internationale Abkommen auch auf andere
Ausländer ausgedehnt worden. Im Gegenzug genießen auch Deutsche in
anderen Ländern urheberrechtlichen Schutz für ihre Werke. Für diese
Schutzausdehnung spielen eine ganze Fülle von multilateralen und bilatera-
len Abkommen eine Rolle. Darüber hinaus ist die Staatengemeinschaft be-
strebt, durch multilaterale internationale Abkommen die Urheberrechte in
der Welt weiter zu harmonisieren und das Schutzniveau zu heben.

2. Revidierte Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der
Literatur und Kunst (RBÜ)

20Der älteste internationale Vertrag auf dem Gebiet des Urheberrechts ist die
Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst
(RBÜ) vom 9.9.1886 mit Zusatzartikel, Schlussprotokoll und Vollziehungs-
protokoll vom gleichen Datum.21 Zu den Verbandsstaaten des RBÜ gehörten
am 27.11.2015 insgesamt 168 Länder, die überwiegend die letzte Pariser
Fassung akzeptiert haben.22 Die Mitgliedsländer bilden einen Staatenver-
band (Art. 1 RBÜ). Dieser wird auch als Berner Union bezeichnet.

21Das RBÜ schützt Werke der Literatur und Kunst (Art. 2 RBÜ). Geschützt
werden veröffentlichte und unveröffentlichte Werke von Urhebern, die
einem Verbandsland angehören oder in einem solchen Land ihren gewöhnli-
chen Aufenthaltsort haben (Art. 3 Abs. 1 lit. a Abs. 2 RBÜ). Ferner sind sol-
che Werke einem Schutz zugänglich, die zum ersten Mal in einem Ver-
bandsland oder gleichzeitig in einem Verbandsland oder einem verbands-
fremden Land veröffentlicht werden (Art. 3 Abs. 1 lit. b RBÜ), auch wenn
der Urheber selbst einem Verbandsland nicht angehört.

22Das RBÜ statuiert den Grundsatz der Inländerbehandlung. Dieser Grund-
satz besagt, dass die Urheber für alle verbandseigenen Werke in allen Ver-
bandsländern mit Ausnahme des Ursprungslandes des Werkes diejenigen
Rechte in Anspruch nehmen können, die diese Länder ihren inländischen
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21 Die Übereinkunft wurde vervollständigt in Paris 1896, revidiert in Berlin 1908, ver-
vollständigt in Bern 1914, revidiert in Rom 1928, revidiert in Brüssel 1948, revidiert in
Stockholm 1967 und nochmals revidiert in Paris 1971. Die Pariser Fassung ist doku-
mentiert in: Urheber- und Verlagsrecht, 11. Aufl. 2008 (Beck-Texte in dtv); zu den
Nachweisen der Vervollständigung und Revisionen siehe Katzenberger, in: Schricker/
Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor §§ 120ff. Rn. 41.

22 Siehe im Einzelnen die Auflistung unter www.wipo.int (Stand 27.11.2015).



Urhebern auch gewähren (Art. 5 Abs. 1 RBÜ). Darüber hinaus statuiert das
RBÜ einen Mindeststandard an besonderen Rechten, die einem Urheber ge-
währt werden müssen.23 Dabei handelt es sich um das Urheberpersönlich-
keitsrecht (Art. 6 bis RBÜ), das Übersetzungsrecht (Art. 8 RBÜ), das Ver-
vielfältigungsrecht (Art. 9, 13 RBÜ), das Aufführungsrecht (Art. 11 RBÜ),
das Senderecht (Art. 11 bis RBÜ), das Vortragsrecht (Art. 11 ter RBÜ), das
Bearbeitungsrecht (Art. 12 RBÜ) und das Verfilmungsrecht (Art. 14, 14 bis
RBÜ). Das RBÜ gewährt dem Urheberrechtsschutz grundsätzlich für eine
Dauer von 50 Jahren bis nach dem Tod des Urhebers (Art. 7 Abs. 1 RBÜ).
Unter gewissen Voraussetzungen gibt es jedoch Ausnahmen und Sonderre-
gelungen.24 Das RBÜ gehört zu den bedeutendsten internationalen Überein-
kommen im Bereich des Urheberrechts.

3. Wipo-Urheberrechtsvertrag (WCT) und Wipo-Vertrag über
Darbietungen und Tonträger (WPPT)

23 Der Wipo-Urheberrechtsvertrag (Wipo Copyright Treaty – WCT) und der
Wipo-Vertrag über Darbietungen und Tonträger (Wipo Performance and
Phonograms Treaty – WPPT) sind von der Wipo initiierte Verträge zur Fort-
entwicklung der Berner Union. Auslöser für die Ausarbeitung war, dass die
RBÜ seit 1971 nicht mehr revidiert worden ist. Zudem sollte der internatio-
nale Schutz verwandter Schutzrechte vervollständigt werden. Dieser beruht
nach wie vor auf dem aus dem Jahre 1961 stammenden Rom-Abkommen.25

Die Ausarbeitung der Wipo-Verträge lief zeitweise parallel zur Gatt-Initiati-
ve. Diese führte 1994 zu dem TRIPS-Übereinkommen.

24 Beide Wipo-Verträge wurden am 20.12.1996 in Genf beschlossen. Das
WCT wurde innerhalb der Frist bis zum 31.12.1997 von insgesamt 51 Staa-
ten, das WPPT von 50 Staaten unterzeichnet. Zu den Unterzeichnern gehö-
ren die Staaten der EU, die EU sowie die USA. Das WCT ist am 6.3.2002 in
Kraft getreten, nachdem mit Gabun am 6.12.2001 der 30. Staat seine Ratifi-
kationsurkunde hinterlegt hat. Inzwischen haben weitere Staaten den Ver-
trag unterzeichnet und er ist nach Ratifikation in insgesamt 93 Staaten in
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23 Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor §§ 120ff.
Rn. 47.

24 Siehe dazu Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor
§§ 120ff. Rn. 48.

25 Internationales Abkommen über den Schutz der ausübenden Künstler, der Hersteller
von Tonträgern und der Sendeunternehmen (Rom-Abkommen) vom 26.10.1961, siehe
dazu Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor
§§ 120ff. Rn. 75.



Kraft.26 Das WPPT ist am 20.5.2002 mit der Vorlage der 30. Ratifikationsur-
kunde in Kraft getreten. Inzwischen haben weitere Staaten den Vertrag un-
terzeichnet und er ist nach Ratifikation in insgesamt 94 Staaten in Kraft.27

Das WCTund das WPPT haben inzwischen Deutschland, viele weitere Staa-
ten der EU und die EU auch ratifiziert und beide Verträge sind für Deutsch-
land seit dem 14.3.2010 in Kraft.28

25Die Wipo-Verträge sind dem Ansatz der RBÜ verpflichtet. Es handelt sich
auch ausdrücklich um ein Sonderabkommen im Sinne der RBÜ. Zum Teil
wird auch auf grundlegende Regelung der RBÜ verwiesen. Gleichzeitig
wird jedoch im WCT das internationale Urheberrecht fortgeschrieben. So
werden in Art. 4 des WCT ausdrücklich Computerprogramme dem urheber-
rechtlichen Schutz unterstellt. Der Schutz von Datenbanken findet sich in
Art. 5 WCT. Ein ausschließliches Verbreitungsrecht ist als allgemeines Min-
destrecht in Art. 6 Abs. 1 WCT aufgenommen worden. Das Verbreitungs-
recht bleibt dem Urheber vorbehalten. Das Vermietrecht wird in Art. 7 auf-
genommen. Insgesamt ergänzt das WCT die RBÜ. Es handelt sich um eine
behutsame Modernisierung.

26Im Bereich des Internets wird vor allem Art. 8 WCT von zentraler Bedeu-
tung sein. In Art. 8 ist das Recht der öffentlichen Wiedergabe dem Urheber
vorbehalten. Die öffentliche Wiedergabe von Werken mit oder ohne Draht
umfasst dabei auch die öffentliche Zugänglichmachung von Werken in einer
Weise, die es Angehörigen der Öffentlichkeit erlaubt, an einem von diesem
individuell gewählten Ort und zu einer von diesem individuell gewählten
Zeit Zugang zu diesem Werk zu haben. Damit ist vor allem die Abrufbarkeit
von Werken über das Internet mit umfasst.29

27Der WPPT dagegen greift nicht unmittelbar auf ein bereits bestehendes in-
ternationales Abkommen zurück. Faktisch soll er jedoch die Weiterentwick-
lung des Rom-Abkommens sicherstellen. Die Rechte der ausübenden
Künstler sowie der Hersteller von Tonträgern werden in dem Vertrag verein-
heitlicht. Ähnlich wie im Rom-Abkommen gilt die Inländerbehandlung
(Art. 4 Abs. 1 WPPT). Darüber hinaus wird im WPPT für die ausübenden
Künstler sowie die Tonträgerhersteller eine Fülle von Mindestrechten gesi-
chert.30
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26 Siehe dazu die Angaben auf der Website der Wipo unter www.wipo.int (Stand
29.12.2015).

27 Siehe dazu die Angaben auf der Website der Wipo unter www.wipo.int (Stand
29.12.2015).

28 Siehe dazu die Angaben auf der Website der Wipo unter www.wipo.int.
29 Siehe dazu Kap. 3 Rn. 38.
30 Siehe zum WPPT ausführlich: Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheber-

recht, 4. Aufl. 2010, Vor §§ 120 ff. Rn. 84.



4. Trips-Übereinkommen (TRIPS)

28 Eines der wichtigsten multilateralen internationalen Abkommen stellt das
Trips-Übereinkommen (TRIPS) dar. Es handelt sich um das Übereinkom-
men über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums
(Trade Related Aspects of Intellectual Property Rights).31 Das Übereinkom-
men ist im Rahmen des Übereinkommens zur Errichtung der Welthandels-
organisation (World Trade Organisation – WTO) 1994 abgeschlossen wor-
den. Neben der RBÜ gehört TRIPS zu den bedeutendsten internationalen
Urheberrechtsabkommen. Am 30.11.2015 gehörten TRIPS 162 Mitglieder
an (darunter auch Deutschland und die Europäische Union).32 TRIPS ist in
Deutschland am 1.1.1995 in Kraft getreten.33

29 Das Neue am Trips-Schutz ist die Verknüpfung mit einem auf Nichtdiskri-
minierung und Liberalisierung ausgerichteten internationalen Handel.
TRIPS soll Mängel des herkömmlichen internationalen Schutzes des geis-
tigen Eigentums beseitigen. In seinen Art. 41ff. enthält TRIPS auch einge-
hende Vorschriften zur Durchsetzung der Rechte zum Schutz des geistigen
Eigentums.

30 Gegenstand des TRIPS-Abkommens sind das Urheberrecht sowie bestimm-
te verwandte Schutzrechte (Art. 1 Abs. 2, Art. 9 bis 14 TRIPS). TRIPS er-
gänzt dabei die RBÜ sowie das Rom-Abkommen, ersetzt diese jedoch nicht.
TRIPS berührt nicht die Verpflichtungen der Mitglieder aus diesem Abkom-
men. Das gilt nicht nur im Verhältnis gegenüber Trips-Staaten, sondern
auch untereinander (Art. 2 Abs. 2 TRIPS). Der Anwendungsbereich von
TRIPS wird darüber hinaus durch die RBÜ bestimmt. Auch durch TRIPS
sind daher in jedem Mitgliedstaat dessen eigene Angehörige nicht geschützt
(Art. 1 Abs. 3 S. 1 TRIPS).34 Ferner übernimmt TRIPS den Schutzgehalt der
RBÜ in der Pariser Fassung von 1971. Lediglich die Regelungen zum Urhe-
berpersönlichkeitsrecht sind ausgenommen.35 Im Falle des Rom-Abkom-
mens erfolgt jedoch keine Übernahme des Schutzgehaltes.36

31 Auch TRIPS sieht im Grundsatz die Inländerbehandlung vor. Eine Neue-
rung im Bereich des Urheberrechts ist das Prinzip der Meistbegünstigung
(Art. 4 TRIPS). Die Meistbegünstigung soll sicherstellen, dass Benachteili-
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31 BGBl. II 1994, S. 1565 (englisch)/1730 (deutsch).
32 Siehe im Einzelnen die Auflistung der Mitgliedsländer unter www.wto.org.
33 BGBl. II 1995, S. 456.
34 Siehe zur RBÜ Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010,

Vor §§ 120 ff. Rn. 47.
35 Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor §§ 120ff.

Rn. 18.
36 Dünnwald, ZUM 1996, 725, 726; Reinbothe, GRUR Int. 1992, 707, 709; Katzenberger,

GRUR Int. 1995, 447, 457.



gungen im Vergleich mit anderen Ausländern verhindert werden. Dieses
Prinzip geht weit über den Grundsatz der Inländerbehandlung hinaus, der
vor allen Dingen eine Benachteiligung gegenüber Inländern vermeiden soll.
Sofern also einzelne Trips-Mitglieder zum Beispiel aufgrund bilateraler
Vereinbarungen Ausländern eine völlige Gleichstellung ermöglichen, müs-
sen sie diese – sofern Art. 14 TRIPS nicht gewisse Ausnahmen rechtfertigt
– auch anderen Ausländern gewähren.37 Über die Regelung in der RBÜ hi-
naus wird in TRIPS der Urheberrechtsschutz von Computerprogrammen so-
wie von Datensammlungen bei Zusammenstellung von Daten oder sons-
tigem Material aufgrund schöpferischer Auswahl oder Anordnung ihres In-
halts geschützt. Ein Leistungsschutzrecht des Datenbankherstellers sieht je-
doch TRIPS, anders als die §§ 87aff. UrhG (basierend auf der EU-Richtlinie
für Datenbanken), nicht vor. Darüber hinaus gewährt TRIPS ein Vermiet-
recht in Bezug auf Computerprogramme und Filmwerke. Sonderbestim-
mungen enthält TRIPS auch zum Bereich der verwandten Schutzrechte. Die
2005 beschlossene Ergänzung von TRIPS für den Bereich Pharmaka gilt
nach wie vor nicht, da die Ergänzung noch immer nicht von zwei Drittel der
Mitglieder akzeptiert worden ist.

5. Welturheberrechtsabkommen (WUA)

32Das Welturheberrechtsabkommen hat durch den Beitritt der USA zur revi-
dierten Berner Übereinkunft im Jahre 1989 erheblich an Bedeutung verlo-
ren.38 Das multilaterale internationale Welturheberrechtsabkommen wurde
am 6.9.1952 in Genf unterzeichnet. Mit drei Zusatzprotokollen wurde es
1971 in Paris revidiert. Die ursprüngliche Fassung ist 1955, die revidierte
Fassung 1974 in Deutschland in Kraft getreten.39 Mitgliedstaaten des Welt-
urheberrechtsabkommens waren am 31.12.2004 insgesamt 101 Staaten.40

33Soweit zwischen zwei Staaten die RBÜ Anwendung findet, greift das WUA
nicht.41 Darüber hinaus kommt dem WUA anders als dem RBÜ nach dem
Beitritt eines neuen Mitgliedstaates keine rückwirkende Kraft zu. Werke
von Urhebern des neuen Mitgliedstaats, die zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens in den anderen Vertragsstaaten ungeschützt waren, sind daher einem
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37 Siehe dazu Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor
§§ 120ff. Rn. 20.

38 Siehe dazu Katzenberger, GRUR Int. 1995, 447, 454.
39 Siehe dazu Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor

§§ 120ff. Rn. 58.
40 Siehe BGBl. 2005 II v. 4.2.2005 – Fundstellennachweis B, S. 366; vgl. Katzenberger,

in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor §§ 120ff. Rn. 58, 60.
41 Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor §§ 120ff.

Rn. 61.



Schutz nicht zugänglich. Umgekehrt gilt das Gleiche.42 Gegenstand des
Schutzes durch das WUA sind Werke der Literatur, Wissenschaft und Kunst.
Auch im Bereich des WUA gilt das Prinzip der Inländerbehandlung. Da-
rüber hinaus werden gewisse Mindestrechte gewährt. Anders als bei der
RBÜ kann der Schutz veröffentlichter Werke jedoch von der Erfüllung von
Förmlichkeiten abhängig gemacht werden. Dazu wird insb. der Copyright-
Vermerk in Verbindung mit dem Namen des Inhabers des Urheberrechts
und der Jahreszahl der ersten Veröffentlichung auf dem Werkstück ange-
bracht (Art. 3 Abs. 1 WUA).

6. Internationales Abkommen über den Schutz der ausübenden
Künstler, der Hersteller von Tonträgern und der
Sendeunternehmen (Rom-Abkommen)

34 Das Pendant zur RBÜ auf dem Gebiet der mit dem Urheberrecht verwand-
ten Schutzrechte ist das multilaterale internationale Abkommen über den
Schutz der ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern und der Sen-
deunternehmen (Rom-Abkommen) vom 26.10.1961. Dem Abkommen ge-
hörten am 29.12.2015 insgesamt 92 Staaten an.43 Das Rom-Abkommen
schützt ausübende Künstler, Hersteller von Tonträgern sowie Sendeunter-
nehmen. Nicht erfasst dagegen sind die Filmhersteller. Auch im Rom-Ab-
kommen wird der Grundsatz der Inländerbehandlung festgelegt. Um für
Leistungsergebnisse Schutz zu genießen, erlaubt das Rom-Abkommen –
ähnlich wie das Welturheberrechtsabkommen – den Rückgriff auf gewisse
Formerfordernisse. Darüber hinaus wird im Rom-Abkommen den ausüben-
den Künstlern ein gewisser Mindestschutz eingeräumt. Gleiches gilt für die
Tonträgerhersteller und die Sendeunternehmen. Art. 12 des Rom-Abkom-
mens enthält eine Mindestschutzregelung für den Vergütungsanspruch im
Rahmen der sog. Zweitverwertung von Tonträgern.

35 In diesem Zusammenhang ist auch das Übereinkommen zum Schutz der
Hersteller von Tonträgern gegen die unerlaubte Vervielfältigung ihrer Ton-
träger (Genfer-Tonträger-Abkommen) zu nennen. Dieses Abkommen ist als
internationales Instrument zur Bekämpfung der Tonträgerpiraterie 1971 in
Genf von 23 Staaten unterzeichnet worden. Es sollte das Rom-Abkommen
ergänzen. Dem Genfer-Tonträger-Abkommen gehörten am 29.11.2015 ins-
gesamt 78 Staaten an.44 Das Abkommen soll vor allem den Tonträgerherstel-
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42 Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor §§ 120ff.
Rn. 59.

43 Siehe im Einzelnen die Auflistung auf der Website der WIPO unter www.wipo.int
(Stand 29.12.2015).

44 Siehe im Einzelnen die Auflistung auf der Website der WIPO unter www.wipo.int
(Stand 29.12.2015).



lern Schutz vor unbefugt hergestellten Vervielfältigungsstücken, deren Ein-
fuhr und Weiterverbreitung im geschäftlichen Verkehr bieten. Der Schutz
kann ebenfalls an die Erfüllung von Förmlichkeiten gekoppelt werden.45

7. Sonstige Abkommen

36Zu den sonstigen Abkommen gehört unter anderem die Übereinkunft von
Montevideo betreffend den Schutz von Werken der Literatur und Kunst.
Diese Übereinkunft ist für Deutschland im Verhältnis zu Argentinien, Para-
guay und Bolivien 1927 in Kraft getreten. Nachdem die drei Staaten dem
RBÜ (Argentinien 1967, Paraguay 1992 und Bolivien 1993) beigetreten
sind, ist das Übereinkommen nach herrschender Meinung nicht mehr an-
wendbar.46 Für die Übereinkunft verbleibt nur im Bereich des Übergangs-
rechts sowie im Hinblick auf bereits erworbene Rechte ein Anwendungsbe-
reich.

37Neben den multilateralen Abkommen hat die Bundesrepublik Deutschland
darüber hinaus eine Fülle von zweiseitigen Staatsverträgen mit anderen
Staaten abgeschlossen.47

III. Einflüsse des Gemeinschaftsrechts

38Die deutsche Rechtsentwicklung im Bereich des Urheberrechts wird in den
vergangenen Jahren vor allem durch die Initiative auf europäischer Ebene
bestimmt. Die Europäische Union (EU) strebt die weitgehende Harmonisie-
rung der einzelnen nationalen Urheberrechte an und hat meist deutlich
schneller als der nationale deutsche Gesetzgeber auf neue Kommunikations-
formen reagiert. Ziel der EU ist eine europäische Gesamtregelung des Urhe-
berrechts.48 Das geltende deutsche Urheberrecht ist vor allem von europä-
ischen Richtlinien zu zehn Themen beeinflusst worden, wobei Deutschland
bei der Umsetzung der Richtlinien in der Vergangenheit immer sorgfältig
vorgegangen ist.49
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45 Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor §§ 120ff.
Rn. 92 ff.

46 Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, Vor §§ 120ff.
Rn. 67.

47 Siehe dazu ausführlich: Katzenberger, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht,
4. Aufl. 2010, Vor §§ 120 ff. Rn. 68 ff.

48 Siehe Schricker/Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010,
Einl. Rn. 76 ff., insbesondere Rn. 78 ff.

49 Vgl. v. Welser, in: Wandtke/Bullinger, Praxiskommentar UrhR, 4. Aufl. 2014, vor
§§ 120ff. Rn. 51 ff.



39 Zunächst ist die Richtlinie zu Computerprogrammen zu nennen.50 Durch die
Richtlinie 91/250/EWG aus dem Jahre 1991 ist vor allem die urheberrecht-
liche Schutzfähigkeit von Computerprogrammen abschließend geregelt
worden. Die Richtlinie ist 2009 durch die Richtlinie 2009/24/EG zu Compu-
terprogrammen ersetzt worden.51 Das Vermiet- und Verleihrecht ist durch
zwei entsprechende europäische Richtlinien neu geregelt worden.52 Die
Richtlinie hat zu einer Änderung von §§ 17 und 27 UrhG geführt.53 Die
nächste Richtlinie betraf den Satellitenrundfunk und die Kabelweiterver-
breitung.54 Diese Richtlinie kann im Bereich des Internetrechts weitgehend
vernachlässigt werden. Soweit das Internet für die Übertragung von Rund-
funksendungen dient, greifen ohnehin die üblichen Regelungen für den Be-
reich des Rundfunks.55 Die unterschiedliche Schutzdauer in den nationalen
Urheberrechten ist 1993 durch eine entsprechende Richtlinie der Gemein-
schaft harmonisiert worden.56 Diese Richtlinie ist 2006 durch eine – 2011
noch geänderte – Richtlinie ersetzt worden.57 Ziel war es die Schutzdauer
für Urheber sowie für ausübende Künstler und Tonträgerhersteller einheit-
lich in Europa auf 70 Jahre zu verlängern.

40 Von wesentlicher Bedeutung für das Internet ist die Europäische Richtlinie
zu Datenbanken.58 Durch die Richtlinie sind Datenbankwerke dem urheber-
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50 Richtlinie 91/250 EWG vom 14.5.1991 über den Rechtsschutz von Computerprogram-
men, ABlEG Nr. L 122, 42, abgedruckt in: GRUR Int. 1991, 545.

51 Richtlinie 2009/24/EG vom 23.4.2009 über den Rechtsschutz von Computerprogram-
men, ABlEU Nr. L 111, 16.

52 Richtlinie 92/100/EWG vom 19.11.1992 zum Vermiet- und Verleihrecht, ABlEG
Nr. L 346, 61 (abgedruckt in GRUR Int. 1993, 144) und ersetzt durch die Richtlinie
2006/115/EG vom 12.12.2006 zum Vermietrecht und Verleihrecht sowie zu bestimm-
ten dem Urheberrecht verwandten Schutzrechten im Bereich des geistigen Eigentums,
ABlEU Nr. L 379, 28.

53 Siehe zur Umsetzung in das deutsche Recht: v. Lewinski, ZUM 1995, 442ff.; Rehbin-
der, ZUM 1996, 349ff.; siehe auch Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Urheber-
recht, 4. Aufl. 2010, § 17 Rn. 27 ff. sowie § 27 Rn. 4 ff.

54 Richtlinie 93/83/EWG vom 27.9.1993, ABlEG Nr. L 248, 15, abgedruckt in: GRUR
Int. 1993, 936.

55 Zur Umsetzung der Richtlinien in das deutsche Recht siehe Dreier, ZUM 1995, 458 ff.
56 Richtlinie 93/98/EWG vom 29.10.1993 über die Schutzdauer, ABlEG Nr. L 290, 9, ab-

gedruckt in: GRUR Int. 1994, 141; siehe auch Dietz, GRUR Int. 1995, 670 ff.; v. Le-
winski, GRUR Int. 1992, 727 ff.; zur Umsetzung: Vogel, ZUM 1995, 451ff.

57 Richtlinie 2006/116/EG vom 16.12.2006 über die Schutzdauer des Urheberrechts und
der verwandten Schutzrechte in der Fassung der Richtlinie 2011/77/EU vom 27.9.2011
zur Änderung der Richtlinie 2006/116/EG über die Schutzdauer des Urheberrechts
und der verwandten Schutzrechte.

58 Richtlinie 96/9/EWG vom 11.3.1996 über den rechtlichen Schutz von Datenbanken,
ABlEG Nr. L 77, 20, abgedruckt in: GRUR Int. 1996, 806.



rechtlichen Schutz unterstellt worden. Darüber hinaus ist erstmals ein Leis-
tungsschutzrecht für den Datenbankhersteller geschaffen worden.59

41Einen sehr großen Einfluss auf das deutsche Urheberrecht hatte die nach
heftiger und intensiver Diskussion am 22.5.2001 verabschiedete Richtlinie
2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Harmonisie-
rung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft.60 Auf der Grundlage dieser Richt-
linie ist das Urheberrecht weitgehend harmonisiert worden, wobei den Mit-
gliedsländern bei der Umsetzung zum Teil erhebliche Spielräume verblie-
ben. Die Regelungen des WCTwurden bereits berücksichtigt. So findet sich
in Art. 3 der Richtlinie ein Recht der öffentlichen Zugänglichmachung. 61

Die Umsetzung erfolgte in Deutschland durch das Gesetz zur Regelung des
Urheberrechts in der Informationsgesellschaft vom 10.9.2003.62

42Mit der sog. Enforcement-Richtlinie (Richtlinie 2004/48/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 29.4.2004 zur Durchsetzung der
Rechte des geistigen Eigentums63) sollte vor allem die Stellung der Rechte-
inhaber im Kampf gegen Produktpiraterie gestärkt werden. Die Umsetzung
der Richtlinie durch das Gesetz zur Verbesserung der Durchsetzung von
Rechten des geistigen Eigentums vom 7.7.200864 ist vor allem für den Be-
reich des Internets von Bedeutung. Gerade im Netz werden im Bereich der
Musik- und Bildurheberrechte massenhaft Rechtsverletzungen begangen.
Das Gesetz schafft – wenn der Verletzer gewerblich handelt – unter gewissen
Voraussetzungen einen Drittauskunftsanspruch. Für die Praxis ist ferner die
– nicht in der Richtlinie vorgesehene – Beschränkung der Erstattung der Ab-
mahnkosten bei urheberrechtlichen Bagatellverstößen von Interesse.65

43Die im Juni 2001 verabschiedete Richtlinie des Europäischen Parlaments
und des Rates über das Folgerecht des Urhebers des Originals eines Kunst-
werks verfolgte schließlich das Ziel einer Harmonisierung des Folgerechts
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59 Siehe dazu ausführlich Kap. 2 Rn. 209 ff.
60 ABlEG Nr. L 167 (abgedruckt in GRUR Int. 2001, 745).
61 Siehe zur Richtlinie Hoeren, MMR 2000, 515; Kröger, CR 2001, 316.
62 BGBl. I, S. 1774.
63 ABlEG Nr. L 195, 16; siehe zur Richtlinie: v. Welser, in: Wandtke/Bullinger, Praxis-

kommentar UrhR, 4. Aufl. 2014, Vor §§ 120 ff. Rn. 54.
64 BGBl. I, S. 1191 (2070), in Kraft getreten am 1.9.2008.
65 Siehe dazu Weidert, AnwBl 2008, 529 (wobei der zugrundeliegende § 97a UrhG durch

das Gesetz gegen unseriöse Geschäftspraktiken ab 9.10.2013 deutlich verschärft wor-
den ist).



in der Europäischen Union.66 Sie ist umgesetzt worden durch das Fünfte Ge-
setz zur Änderung des Urheberrechts v. 10.11.2006.67

44 Auf die besonderen Anforderungen des Internets reagierte die EU im Jahr
2012 mit einer Richtlinie über bestimmte zulässige Nutzungen verwaister
Werke.68 Ziel war ein europa-einheitlicher Rahmen für die Digitalisierung
und Veröffentlichung von Werken im Internet, deren Rechteinhaber nicht
mehr ermittelt werden können. Die Richtlinie ist in Deutschland durch das
Gesetz vom 1.10.2013 umgesetzt worden.69 Für die Netzwelt von Bedeutung
ist auch die zuletzt ergangene Richtlinie der EU zum Urheberrecht. Die
Richtlinie 2014/26/EU über die kollektive Wahrnehmung von Urheber- und
verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für
Rechte an Musikwerken für die Online-Nutzung70 verfolgt das Ziel, den
Rechtsinhabern ein Mitspracherecht bei der Vergabe von Rechten an Musik-
werken für die Online-Nutzung zu geben. Sie ist durch das Verwertungsge-
sellschaftsgesetz (VGG) zum April 2016 umgesetzt worden.

45 Die Europäische Union ist bei der Weiterentwicklung eines europäischen
Urheberrechts keineswegs untätig. Am 9.12.2015 hat sie Eckpunkte für eine
Novellierung des europäischen Urheberrechts vorgelegt.71 Zur Begründung
der Pläne heißt es in der Einleitung: „Digitale Technologien, der Siegeszug
der Breitbandverbindungen und der Einzug des Internets in unseren Alltag
haben die Art und Weise verändert, wie schöpferische Inhalte erstellt, ver-
breitet und genutzt werden. Das Internet ist zu einem der wichtigsten Ver-
breitungskanäle geworden.“ Die EU hat sich zum Ziel gesetzt, Beschrän-
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66 ABlEG Nr. L 272, 36, v. 13.10.2001. Siehe auch Katzenberger, GRUR Int. 1997, 309;
GRUR Int. 2000, 180, 182 f.; v. Welser, in: Wandtke/Bullinger, Praxiskommentar
UrhR, 4. Aufl. 2014, Vor §§ 120ff. Rn. 54.

67 BGBl. I, S. 2587.
68 Richtlinie 2012/28/EU vom 25.10.2012 über bestimmte zulässige Formen der Nutzung

verwaister Werke, ABlEU Nr. L 299, 5.
69 Gesetz zur Nutzung verwaister und vergriffener Werke und einer weiteren Änderung

des Urheberrechtsgesetzes vom 1.10.2013, BGBl. I, S. 728.
70 Richtlinie 2014//EU vom 26.2.2014 über die kollektive Wahrnehmung von Urheber-

und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Rechte
an Musikwerken für die Online-Nutzung im Binnenmarkt, ABlEU Nr. L 84, 72; zuvor
schon gab die „Empfehlung 2005/737/EG der Kommission vom 18.10.2005 für die
länderübergreifende kollektive Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten
Schutzrechten, die für legale Online-Musikdienste benötigt werden“, ABl. L 276/54,
ber. durch ABl. Nr. L 284, 10.

71 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Schritte zu einem
modernen, europäischeren Urheberrecht vom 9.12.2015 (COM(2015) 626 final),
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2015/DE/1-2015-626-DE-F1-1.PDF
(abgerufen am 29.12.2015).



kungen im Binnenmarkt vor allem als Folge des Territorialitätsprinzips des
Urheberrechts zu beseitigen und auf den technologischen Wandel zu reagie-
ren. Der Entwurf einer Richtlinie über das Urheberrecht im digitalen Bin-
nenmarkt (COM(2016) 593 final) ist im September 2016 vorgelegt worden.
Dazu gehört auch die Portabilität von Online-Diensten in Europa sicherzu-
stellen.72 Ferner wird ein Entwurf über Maßnahmen gegen Geoblocking und
andere Formen der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit, des
Wohnsitzes oder des Ortes der Niederlassung des Kunden innerhalb des Bin-
nenmarktes (COM(2016) 289 final) aus dem Mai 2016 diskutiert. Aber
auch die Regeln zur Rechtsdurchsetzung sollen geprüft werden. Außerdem
soll der WIPO-Vertrag von Marrakesch vom 27.6.201373 umgesetzt werden,
der den Zugang zu veröffentlichten Werken für blinde, sehbehinderte oder
sonst lesebehinderte Personen durch Ausnahmen im Urheberrecht erleich-
tern soll. Hier gibt es einen Verordnungsentwurf (COM(2016) 595 final)
und einen Richtlinienentwurf (COM(2016) 596 final).
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72 Vorschlag für eine Verordnung zur Gewährleistung der grenzüberschreitenden Portabi-
lität von Online-Inhaltediensten im Binnenmarkt vom 9.12.2015 (COM(2015) 627
final).

73 Der Vertrag ist am 30.9.2016 in Kraft getreten. Mit Stand vom 27.12.2016 hat kein
Staat der EU den Vertrag ratifiziert oder ist ihm beigetreten (siehe Übersicht unter
www.wipo.int).



Kapitel 2

Urheberrechtlich geschützte Gegenstände/
Werke im Internet

A. Der urheberrechtliche Werkbegriff

I. Einführung

1 Für den Schutz des geistigen Eigentums im Internet gibt es zwei große Pro-
blembereiche. Der eine Bereich hat eine lange Tradition; die Bereitschaft,
immaterielle Leistungen unter Missachtung der Rechte ihrer Schöpfer zu
übernehmen, war in allen Zeiten erheblich. Für das Internet kommt die Be-
sonderheit hinzu, dass hier lange Zeit Nutzungsrechte grundsätzlich vergü-
tungsfrei eingeräumt wurden. An einer schutzrechtlichen Absicherung in
zunächst militärischer und später wissenschaftlicher Kommunikation be-
stand kein Bedarf. Mit der Einführung gesicherter Abrechnungssysteme
und vor allem durch die Kommerzialisierung der Informationsangebote hat
sich dies verändert.

2 Das zweite Problem betrifft die Zuordnung des Rechtsgutes Information. Im
Vordergrund steht die Zuordnung zum Urheberrecht; schützenswerte Güter,
die weder Waren noch Dienstleistungen sind, sind außerhalb der sogenann-
ten Sonderrechte des Immaterialgüterrechtsschutzes im Zivilrecht nicht be-
handelt. Das einschlägige Urheberrecht hat eine lange Tradition für den
Schutz von schöngeistiger Literatur und Musikwerken. Mit der Frage nach
dem Schutz der Computerprogramme wurde das Urheberrecht zum Ende
der 60er Jahre aus seinem Dornröschenschlaf gerissen, auf die Bedürfnisse
einer modernen Informationsgesellschaft ist es aber immer noch nicht hin-
reichend zugeschnitten. Rechtsprechung und juristische Literatur haben –
europaweit – einige Mühe, aus Rechtsbegriffen, die auf den Schutz ästhe-
tisch wirkender Arbeitsergebnisse zugeschnitten sind, einen Schutz für
Verstandesleistungen zu konstruieren, und solche Leistungen stehen bei Be-
nutzung des Internet ganz im Vordergrund.

3 Die aus zivilrechtlicher Sicht bestehenden Probleme sind demnach nicht neu,
sie erhalten nur durch die elektronischen Kommunikationsnetze ihre beson-
dere Brisanz und Vielfältigkeit. Das gilt in erster Linie für das Urheberrecht,
das vom klassischen Recht für Künstler und Literaten zu einem Schutzrecht
auch für Informationen verändert bzw. weiterentwickelt werden muss.
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II. Bedeutung des Werkkatalogs

4Nach § 1 UrhG sind allgemein Werke der Literatur, Wissenschaft und Kunst
urheberrechtlich geschützt. Anders als im alten Recht vor 1965 enthält das
Urheberrechtsgesetz keine abschließende Aufzählung der Werkarten mehr,
sondern in § 2 Abs. 1 UrhG werden nun beispielhaft einzelne Kategorien,
die grundsätzlich urheberrechtsschutzfähig sind, genannt. Damit sollte er-
reicht werden, dass neuen, noch zu schaffenden Werkarten ebenfalls der
Schutz des Gesetzes zugutekommt.1

5Durch das Gesetz zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet des Urhe-
berrechts vom 24.6.19852 wurden auch Computerprogramme in den Werk-
katalog des § 2 Abs. 1 UrhG aufgenommen. § 2 Abs. 1 Ziffer 1 UrhG lautet
nun: „Zu den geschützten Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst ge-
hören insbesondere: Sprachwerke, wie Schriftwerke und Reden sowie Pro-
gramme für die Datenverarbeitung.“ Die Aufnahme der Computerprogram-
me in den Werkkatalog stellt wohl die bis heute größte Herausforderung an
die Auslegung urheberrechtlicher Vorschriften dar. Computerprogramme
bestehen aus einer Vielzahl von Algorithmen, das sind logisch aufgebaute
Verarbeitungsschritte, die an der Bool

,
schen Schaltalgebra orientiert sind

und deren Konstruktion von einem Wissenschaftsgebiet, der Informatik
bzw. dem Softwareengineering begleitet ist. Es fällt sehr schwer, hier origi-
nelle Elemente zu finden. Die Probleme und die bislang versuchten Lösun-
gen werden ausführlich behandelt. Die folgenden Ausführungen können
aber schon erklären, dass allein die Aufnahme in den Werkkatalog noch kei-
nen Schutz garantiert.

6Allein die Zugehörigkeit eines Arbeitsergebnisses zu den Kategorien des
Werkkataloges begründet noch nicht deren urheberrechtlichen Schutz. Nach
§ 2 Abs. 2 UrhG sind Werke im Sinne des Gesetzes nur „persönliche geis-
tige Schöpfungen“. Diese Begriffsbestimmung wurde erstmals 1965 gesetz-
lich festgeschrieben. In den Motiven zur Urheberrechtsreform heißt es er-
läuternd: Der solcherart gefasste Werkbegriff umgreift Erzeugnisse mensch-
lichen Schaffens, „die durch ihren Inhalt oder durch ihre Form oder durch
die Verbindung von Form und Inhalt etwas Neues und Eigentümliches dar-
stellen“.3

7Mit dieser Definition des Werkbegriffs ist nicht allzu viel gewonnen; es fällt
nach wie vor Rechtsprechung und Lehre zu, den Begriff des schutzfähigen
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2 BGBl. I 1985, S. 1137.
3 UFITA 1965, S. 242.



Werkes näher zu definieren und von Fall zu Fall zu konkretisieren. Insbeson-
dere der Begriff „schöpferische Leistung“ ist ein unbestimmter Rechtsbe-
griff, der weniger durch Subsumtion als in größerem Maße durch Auslegung
des Gesetzes, insbesondere durch Berücksichtigung der seitens Rechtspre-
chung und Rechtslehre vermittelten Erkenntnisse, erfahrbar wird.

III. Persönliche Schöpfung

1. Loslösung von bestehenden Konventionen

8 Nach h.M. in Literatur und Rechtsprechung sind die urheberrechtlich
schützbaren Arbeitsergebnisse (die Werke) die Individualitäten im Bereich
der Literatur und Kunst, Gebilde also, die sich als Ergebnis geistigen Schaf-
fens von der Masse alltäglicher Sprachgebilde, gewöhnlicher Bauten, indus-
trieller Erzeugnisse usw. abheben.4 Das Ergebnis geistigen Schaffens darf
sich nicht, zumindest nicht allein, durch bestehende Konventionen erklären
lassen, sondern muss Merkmale enthalten, die Ausdruck persönlicher Fä-
higkeiten, also Merkmale der Persönlichkeit des Schöpfers sind.5

9 Die Loslösung von bestehenden Konventionen ist danach für die Schutzbe-
gründung von wesentlicher Bedeutung. Dass das Werk zumindest in einem
gewissen Grade von der Persönlichkeit des Urhebers geprägt sein soll, ist im
Grunde genommen kein eigenständiges Merkmal, sondern Folge der Loslö-
sung vom Vorbekannten.

2. Anforderungen an die Schöpfungshöhe

10 Durch die genannte Definition ist nicht beantwortet, in welchem Umfang
das Werk individuelle Züge des Schöpfers zum Vorschein bringen muss.
Das Urheberrechtsgesetz gewährt dem Schöpfer ein Ausschließlichkeits-
recht für Arbeitsleistungen – Literatur, Wissenschaft und Kunst –, die das
gesamte Kulturleben der Menschen bestimmen. Die Zeitdauer des Schutzes
ist im Vergleich zu den anderen Immaterialgüterrechten groß; urheberrecht-
licher Schutz wird 70 Jahre post mortem auctoris gewährt (§ 64 UrhG). Da-
mit ist die Frage aufgeworfen, ob die Belohnung des Schöpfers mit dem ur-
heberrechtlichen Ausschließlichkeitsrecht von einer bestimmten Gestal-
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4 Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, 3. Aufl. 1980, S. 126 ff.; Rehbinder, Urheberrecht,
17. Aufl. 2015, Rn. 145f.; Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht,
4. Aufl. 2010, § 2 Rn. 23 ff., jeweils m. w.N. zur Rechtsprechung.

5 Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, 3. Aufl. 1980, S. 133f.; Loewenheim, in: Schricker/
Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, § 2 Rn. 11; Vinck, in: Fromm/Nordemann,
Urheberrecht, 11. Aufl. 2014, § 2 Rn. 10, 12.



tungshöhe abhängig ist und damit verbunden, ob die Schutzwirkung sich ge-
genüber der Allgemeinheit nur durch bestimmte Anforderungen an den Um-
fang des individuellen Schaffens rechtfertigen lässt.

11Die für den urheberrechtlichen Schutz ausreichende untere Grenze lässt
sich generell nur schwer positiv umschreiben, ohne in Leerformeln zu ver-
fallen oder dem Versuch zu unterliegen, qualitative Aspekte in die Betrach-
tung einzubringen. Qualitative Anforderungen, darüber herrscht in Recht-
sprechung und Literatur Einigkeit, werden durch das Gesetz nicht gestellt.6

Das Gesetz schützt das individuelle geistige Schaffen und stellt nicht die
Frage, ob das Ergebnis von gutem oder schlechtem Geschmack zeugt. Den-
noch werden seitens der Rechtsprechung Fragen nach der Gestaltungshöhe
mit Kriterien beantwortet, die einer qualitativen Bewertung nahe stehen.
Der BGH hat für den Bereich der Kunst definiert: „ (. . .) Der ästhetische Ge-
halt muss einen solchen Grad erreicht haben, dass nach Auffassung der für
Kunst einer künstlerischen Leistung gesprochen werden kann.“7 In der Lite-
ratur wird diese Rechtsprechung so erklärt, dass es dem BGH nicht um die
Begründung eines qualitativen, sondern eines quantitativen Aspekts gehe,
der aber nur durch qualitative Momente gefunden werden kann. Zutreffend
meint Vinck,8 ein uneingeschränkter Verzicht auf Werturteile ist im Urheber-
recht nicht denkbar, sonst wäre eine Abgrenzung des Kunstwerks vom Al-
lerweltserzeugnis nicht möglich. Qualitative Aspekte sind demnach zumin-
dest Hilfsmittel für die Bestimmung der erforderlichen Gestaltungshöhe.

12Anlass zu Missverständnissen gibt die Rechtsprechung auch auf dem Gebiet
der Verstandeswerke, namentlich im wissenschaftlich/technischen Bereich.
In zahlreichen Entscheidungen zum Schutz wissenschaftlicher Werke hat
der BGH für die Schutzbegründung eine das Durchschnittskönnen des Fach-
manns deutlich überragende Leistung verlangt.9 Seitens der Literatur wird
diese Rechtsprechung überwiegend im Zusammenhang mit der Frage nach
der Gestaltungshöhe genannt und konstatiert, dass der BGH für wissen-

A. Der urheberrechtliche Werkbegriff Kap. 2

Ensthaler 23

6 Vinck, in: Fromm/Nordemann, Urheberrecht, 11. Aufl. 2014, § 2 Rn. 13; Loewenheim,
in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, § 2 Rn. 45; BGH, 16.9.1980, I
ZR 17/78, GRUR 1981, 267 – Dirlada; BGH, 9.12.1958, I ZR 112/57, GRUR 1959, 289
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7 BGH, 27.1.1983, I ZR 177/80, GRUR 1983, 377 – Brombeer-Muster; BGH, 19.1.1973,
I ZR 39/71, GRUR 1973, 478 – Modeneuheit.

8 Vinck, in: Fromm/Nordemann, Urheberrecht, 11. Aufl. 2014, § 2 Rn. 17.
9 BGH, 9.5.1985, I ZR 52/83, BGHZ 94, 276 – Inkassoprogramm; BGH, 29.3.184, I ZR

32/82, GRUR 1984, 659 – Ausschreibungsunterlagen; BGH, 21.11.1980, I ZR 106/78,
GRUR 1981, 352 – Staatsexamensarbeit; BGH, 27.2.1981, I ZR 29/79, GRUR 1981,
520 – Fragensammlung.



schaftliche Werke allgemein hohe und für die Computerprogramme sogar
höchste Qualitätsanforderungen stelle bzw. gestellt habe.10

13 Diese Kritik ist nicht gerechtfertigt. Die Rechtsprechung stellt für die wis-
senschaftlichen Sprachwerke und die Darstellungen wissenschaftlicher/
technischer Art hohe Anforderungen an die Ausgrenzung wissenschaftli-
cher Lehren und Theorien aus dem urheberrechtlichen Schutz. Es werden
hohe Anforderungen an die Abgrenzung zu dem Bereich gestellt, der aus
Gründen eines überwiegenden Freihaltungsinteresses der Allgemeinheit
nicht geschützt werden soll, namentlich wird das Freihaltungsinteresse an
wissenschaftlichen Theorien und Lehren in weitem Maße anerkannt. Fasst
man die Rechtsprechung in Übereinstimmung mit der wohl überwiegenden
Literaturansicht so auf, dass hohe Qualitätsanforderungen an die nach dieser
Ausgrenzung verbleibenden Schöpfungen gestellt werden, wäre sie falsch.
Ebenso wenig wie sich mittelmäßige Kunst aus dem Urheberrechtsgesetz
verbannen lässt, kann auch dem Werk des nur durchschnittlichen Wissen-
schaftlers der Schutz versagt werden;11 es muss nur eine hinreichende Ab-
grenzung zu den zugrunde liegenden wissenschaftlichen Methoden, Theo-
rien und auch zu deren wissenschaftlicher Weiterentwicklung vorliegen.

14 Individualität wird gerade dort vorliegen, wo allgemeine Qualitätsmerkmale
nicht passen. Allgemeine Wertmaßstäbe sind sozial determiniert; das Fest-
machen der erforderlichen Gestaltungshöhe an allgemeinen Qualitätsstan-
dards ist deshalb ein perplexes Unterfangen. Überspitzt ließe sich formulie-
ren, wer Originalität qualitativ erfassen will, zeigt, dass er ihre Existenz leu-
gnet. Es ist zuzugeben, dass für bestimmte Werkarten, namentlich für die
angewandte Kunst, qualitativ orientierte Abgrenzungsmerkmale herangezo-
gen werden müssen. Sie sind dann aber nur Hilfsmittel für die Orientierung,
ob die in Rede stehende Leistung überhaupt einer bestimmten Werkart zuge-
ordnet werden kann.12

3. Individualität

15 Urheberrechtlich geschützt wird die geistig persönliche Schöpfung; ver-
langt ist eine die Individualität des Bearbeiters ausdrückende Schöpfung.
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81 ff.; Rehbinder, Urheberrecht, 17. Aufl. 2015, Rn. 58.
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Den erforderlichen Mindestgehalt an individueller Prägung eines urheber-
rechtlich schützbaren Werkes wird traditionell dahin umschrieben, dass die
individuellen Züge so weit fortgeschritten sein müssen, dass sie „den indivi-
duellen Geist in seiner Entfaltung ausdrücken und zum Gegenstand der Be-
friedigung eines geistigen Bedürfnisses zu machen vermögen“.13 Das be-
deutet aber auch nach traditioneller Auffassung nicht, dass aus dem Werk
der Künstler selbst erkennbar sein muss, es soll genügen, wenn dem Werk
die Gedanken, Stimmungen, Vorstellungsbilder, die Anschauungsweise
eines Schöpfers, eben das, was er auszudrücken in der Lage ist, zu entneh-
men sind.14 Eine eigenpersönliche Äußerung muss soweit fortgeschritten
sein, dass aus ihr der individuelle Geist eines Urhebers im Hinblick auf eine
bestimmte kulturelle Leistung erkennbar werden kann. Dem Werk müssen,
je nach Werkart, Gedanken, Stimmungen, Vorstellungsbilder, Anschau-
ungsweisen, Fertigkeiten eines Schöpfers zu entnehmen sein.

16In der gegenwärtigen Rechtsprechung haben diese Anforderungen durchaus
Bedeutung, sie werden nur sachlicher einbezogen.

17Eine bloße Idee, die geäußert wird, einzelne Gedankensplitter, ein Werbe-
slogan, ein Titel kann regelmäßig nicht Ausdruck der Persönlichkeit des Ur-
hebers sein.15 Die mehr traditionell orientierte Ablehnung würde wohl lau-
ten: Die Verweigerung urheberrechtlichen Schutzes für bloß kurzgriffige
Ideen etc. beruht nicht auf einer qualitativen Bewertung der Schöpfung, son-
dern darauf, dass eine Schöpfung erst als solche erkennbar werden muss, um
urheberrechtlichen Schutz zu erfahren.

18Heute würde dahin argumentiert werden, dass der Nachvollzug handwerkli-
cher Leistungen oder die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse aus
Gründen des Freihaltungsinteresses der Allgemeinheit vom urheberrechtli-
chen Schutz auszunehmen ist. Der Begriff geistig persönliche Schöpfung
hat die Bedeutung, dieses Freihaltungsinteresse durchzusetzen.

19Das Suchen nach weiteren Merkmalen zur positiven Umschreibung der An-
forderungen an die Gestaltungshöhe ist wenig erfolgsversprechend. Indivi-
dualität lässt sich nicht übersetzen mit „statistischer Einmaligkeit“, wie es
insbesondere der Schweizer Rechtslehrer Kummer lehrt.16 Es ist zweifel-
haft, ob bewusstes menschliches Denken derartigen Originalitätsanforde-
rungen überhaupt zugänglich ist. Die Kummersche These wird dann auch
damit begründet, dass das Kriterium der statistischen Einmaligkeit eine ver-
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lässliche Grenzziehung zum gemeinfreien Bereich erlaube.17 Dieses Ange-
bot, zu rechtssicheren Ergebnissen zu gelangen, ist aber vom Gesetzgeber
abgelehnt worden. Statistische Einmaligkeit wird sich allenfalls bei künstle-
rischen Werken nachweisen lassen, kaum jemals bei den ebenfalls im Werk-
katalog genannten Verstandeswerken.

20 Die Potenzierung von Individualität, das Suchen nach besonders originellen
Leistungen, nach Eigentümlichkeiten, die fernab des täglich sich vollzie-
henden kulturellen Schaffens liegen, ist mit dem Urheberrechtsgesetz auch
aus anderen Gründen nicht in Einklang zu bringen. Ein Werk, das im höch-
sten Grade originell ist, bedarf des rechtlichen Schutzes nicht mehr. Wer
derart originell ist, hat den Bereich verlassen, in dem seine Arbeitsleistung
auf soziale Akzeptanz stößt. Dieser Schöpfer kann sich eines natürlichen
Schutzes seines Werkes sicher sein. Das Urheberrechtsgesetz will aber
einen Konflikt lösen, der zwischen dem Schöpfer eines Werkes und der All-
gemeinheit besteht. Dieser Konflikt ist nur denkbar, wenn das individuell
Geschaffene noch irgendwie auf soziale Akzeptanz stößt. Der Zweck des
Urheberrechtsgesetzes umfasst demnach beides, individuelles Schaffen und
soziale Akzeptanz des Arbeitsergebnisses, und damit relativiert sich auch
der Begriff des Schöpferischen vom Einmaligen zum gegenwärtig nicht
ohne Weiteres Vorhersehbaren.

21 Im Ergebnis muss es deshalb ausreichen, dass das gegenständliche Werk
nicht durch bestehende Konventionen erklärbar sein darf, es muss einen Be-
reich geben, den allein die Person des Schöpfers ausgefüllt hat. Der Umfang
dieses Bereiches, die Gestaltungshöhe, braucht nur so groß zu sein, dass in
ihm individuelle Züge des Schöpfers zum Vorschein kommen, das Werk
braucht nicht den Stempel der Persönlichkeit des Urhebers zu tragen. Die
durchaus herrschende Ansicht in Literatur und Rechtsprechung stellt dann
auch mit Recht nicht nur geringe Anforderungen an den Umfang der Origi-
nalität, sondern kommt, was die Abgrenzung, insbesondere bei den Verstan-
deswerken, praktikabel macht, zur Begründung von individuellen Schöp-
fungen durch eine Gegenüberstellung des Werkes zu bereits vorhandenen
Arbeitsergebnissen und der Frage, ob das zum Schutz anstehende Werk dem
Gesamteindruck nach sich nicht nur aus den für das jeweilige Gebiet vor-
handenen Techniken, Lehren etc. erklären lässt.18
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4. „Kleine Münze“

22Stetiges Anliegen vieler Literaturstimmen19 und bereits der reichsgerichtli-
chen Rechtsprechung20 war es, für die Verstandeswerke dort „geringe“ An-
forderungen an Originalität zu stellen, wo andernfalls schutzbedürftige
Werke schutzlos blieben. Mangels eines ausreichenden wettbewerbsrechtli-
chen Schutzes und des Fehlens von Leistungsschutzrechten hat insbesonde-
re das Reichsgericht besonders großzügig Kataloge, Preislisten, Adressbü-
cher, Formulare, Geschäftsbedingungen und Vertragsvorlagen unter urhe-
berrechtlichen Schutz gestellt (Schutzbereich der sogenannten „kleinen
Münze“ dazu unten).21 Der BGH tendierte lange Zeit zur Anlegung strenge-
rer Maßstäbe.22 Dies ist nachvollziehbar, weil das Argument der Schutzlo-
sigkeit nichts über die urheberrechtliche Schutzwürdigkeit aussagt. Die ge-
nannten Werke können urheberrechtlich nicht allein wegen ihrer Anfällig-
keit vor Raubkopierern geschützt werden, sondern nur dann, wenn sie wie
beschrieben originell sind. Nicht allein das Verhältnis von Produktion zu
Reproduktion entscheidet über den urheberrechtlichen Schutz.

23Aus gleichen oder ähnlichen Gründen sind auch Aufwand und Kosten, die
das Leistungsergebnis forderte, für die Schutzbegründung unerheblich;23

das Urheberrecht schützt zwar – entgegen verbreiteter Auffassung – Mühe
und Investitionen, aber nur unter der Voraussetzung, dass sie für eine origi-
nelle Schöpfung aufgewandt wurden.

24Unerheblich ist schließlich auch, dass bei gleicher Aufgabenstellung eine
Vielzahl von Schaffenden unterschiedliche Arbeitsergebnisse hervorge-
bracht hätten.24 Die Unterschiedlichkeit kann auch in der handwerklichen
Ausformung liegen. Das lässt sich gerade für den Bereich der Computerpro-
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Düsseldorf, GRUR-RS 2014, 17559 – Werbetexte für Robe; OLG Frankfurt a.M.,
GRUR-RS 2015, 10631 – Bedienungsanleitung.

19 Schmieder, GRUR 1969, 79 ff.; Loewenheim, GRUR 1987, 761, 765, 769.
20 RGZ 116, 292; RG, GRUR 1937, 742; RGZ 143, 416; RGSt 48, 330.
21 Der Begriff „kleine Münze“ wurde erstmals im Jahre 1921 von Elster, Gewerblicher

Rechtsschutz, 1921, S. 40, verwendet. Inzwischen hat sich dieser Begriff allgemein
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CuR 1988, 799.
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1962, 51 – Zahlenlotto; reichhaltige Rechtsprechungsübersicht Loewenheim, in:
Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, § 2 Rn. 89 ff.

23 H.M., siehe nur Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010,
§ 2 Rn. 47.

24 H.M., siehe nur Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010,
§ 2 Rn. 46.



gramme nachweisen, wenn es um den Entwicklungsbereich geht, in dem die
logische Struktur des Programms maschinenverständlich aufbereitet wird.
Darauf wird zurückzukommen sein.

25 Unerheblich ist auch die quantitative Dimension der Arbeitsleistung, weil
auch insoweit das Schutzbedürfnis nichts über die Schutzwürdigkeit be-
sagt.25

26 Der BGH war allerdings bei der Schutzgewährung dort großzügiger, wo
dem urheberrechtlichen Schutz kein verwandtes Schutzrecht, kein Leis-
tungsschutzrecht zur Seite stand. In seiner jüngeren Rechtsprechung ist der
BGH dann noch einen Schritt weitergegangen und hat die Eingangsschwelle
zum Urheberrecht auch für Werkarten herabgesetzt, für die ein Schutz über
ein Leistungsschutzrecht möglich gewesen wäre. In der Entscheidung „Ge-
burtstagszug“26 wurde die sogenannte kleine Münze anerkannt, obwohl ein
verwandtes Schutzrecht vorhanden ist.

27 Auch für die Musikwerke wurden die Schutzanforderungen abgesenkt.27

Wobei der BGH dabei aber deutlich herausgestellt hat, dass allein ein hand-
werkliches Schaffen für den urheberrechtlichen Schutz nicht ausreicht. Der
BGH hat auch den Begriff „handwerkliches Schaffen“ definiert. Für den Be-
reich der Musik ist damit die Verwendung formaler Gestaltungselemente,
die auf Lehren von Rhythmik, Harmonik und Melodik beruhen gemeint.
Mit diesen Begriffen allein wird man allerdings Handwerkliches nicht vom
Schöpferischen abgrenzen können. Die Frage, wo das eine aufhört und das
andere beginnt, bleibt. So hält der BGH es zur Bestimmung der Eigentüm-
lichkeit eines Musikstückes für unerlässlich, einen Sachverständigen heran-
zuziehen.28 Auch bei der obergerichtlichen Rechtsprechung ist eine Absenk-
ung der Schutzvoraussetzungen festzustellen. Werbetexte für Anwaltsro-
ben29 und die Ausführungen in einer Bedienungsanleitung wurden urheber-
rechtlich geschützt.30 Das OLG Köln begründete auch schon einmal den
Schutz mit dem Argument, dass die Originalität „über dem unteren Rand
der gerade noch schutzfähigen kleinen Münze liege“.31

28 Das Problem mit der „kleinen Münze“ liegt weniger darin, dass zu geringe
Anforderungen an die Originalität gestellt werden. Wenn das Werk nur sol-
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25 H.M., siehe nur Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010,
§ 2 Rn. 46; Vinck, in: Fromm/Nordemann, Urheberrecht, 11. Aufl. 2014, § 2 Rn. 20.

26 Beim „Geburtstagszug“ handelt es sich um ein Werk, das der angewandten Kunst zuzu-
ordnen war, § 2 II Nr. 4 UrhG (BGH, GRUR 2014, 175 – Geburtstagszug).

27 BGH, GRUR 2015, 1189 – Goldrapper.
28 BGH, GRUR 2015, 1189 Ls. 3 – Goldrapper.
29 OLG Düsseldorf, GRUR-RS 2014, 17559 – Werbetext für Robe.
30 OLG Düsseldorf, GRUR-RS 2015, 10631 – Bedienungsanleitung.
31 OLG Köln, GRUR-RR 2015, 275 – Airbrush-Urnen.



che eine geringe Originalität hat, wird der Schutzbereich entsprechend klein
und die Monopolstellung gering bzw. wenig störend sein; wer wenig zu ge-
ben vermag, erhält auch nur einen entsprechend kleinen Schutzbereich.

29Die Gefahr liegt eher darin, dass durch die Absenkung der Anforderungen
an Originalität der Unterschied zu einer rein handwerklichen Arbeit, zum
Wissen, das dem Allgemeingut zuzurechnen ist, nicht mehr hinreichend be-
achtet wird. Relativ hohe Anforderungen an Originalität können verhindern,
dass handwerkliche Leistungsergebnisse zu urheberrechtlich begründeten
Monopolstellungen führen. Werden die Anforderungen abgesenkt, besteht
die Gefahr, dass das Freihaltungsinteresse nicht mehr genügend beachtet
wird.

IV. Die Interessen der Allgemeinheit als Sozialschranke
des Urheberrechts

1. Ausgegrenzte Gegenstände

30Wie sich allgemein kein Recht denken lässt, das nicht irgendwie durch die
Interessen Dritter eingeschränkt ist, so ist auch die Gewährung urheber-
rechtlichen Schutzes nicht ohne die Berücksichtigung gesellschaftlicher In-
teressen denkbar. Das Urheberrecht ist wie das Sacheigentum und wie die
anderen subjektiven Rechte sozial gebunden.32 Die Sozialbindung des Urhe-
berrechts zeigt sich nicht nur durch die Beschränkung der Verwertungsrech-
te, wie sie der Gesetzgeber durch die §§ 44aff. UrhG ausgedrückt hat, son-
dern beeinflusst schon die Entstehung eines Urheberrechts. Es entspricht
herrschender Auffassung in Literatur und Rechtsprechung, dass die in den
wissenschaftlichen Werken enthaltenen wissenschaftlichen Lehren, Theo-
rien und Systeme keinen urheberrechtlichen Schutz erfahren dürfen.33

31Die Ausgrenzung erstreckt sich nach h.M. nicht nur auf die Forschungser-
gebnisse selbst, sondern auch auf die Arbeitsergebnisse, die in den Sinnge-
halt der Lehre insofern eingreifen,34 dass sie Handlungsanweisungen für den
Vollzug der Lehre sind, also darin unterweisen, die Lehre praktisch nutzbar
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32 Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, 3. Aufl. 1980, S. 119; ders., Der urheberrechtliche
Schutz wissenschaftlicher Werke, S. 16 ff.; Rehbinder, Urheberrecht, 17. Aufl. 2015,
Rn. 103 ff.

33 Vgl. nur Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, 3. Aufl. 1980, S. 119; BGH, 15.12.1978, I
ZR 26/77, GRUR 1979, 464 – Flughafenpläne.

34 Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, § 2 Rn. 58;
Vinck, in: Fromm/Nordemann, Urheberrecht, 9. Aufl. 1998, § 2 Rn. 22 f., jeweils
m.w.N. zur Lit. u. Rspr.



zu machen. Der Ausschluss erstreckt sich darüber hinaus auf das sogenannte
gesellschaftlich bedeutsame Know-how. Wirtschaftliche, politisch bedeut-
same Regeln und Programme sollen nach h.M. Gegenstand freier geistiger
Auseinandersetzung sein.35 Auch hier bezieht sich das Freihaltungsinteresse
nicht nur auf die Regel oder das Programm an sich, sondern der mit der Frei-
haltung der Regeln etc. verfolgte Zweck greift auch in die Darstellung der
Regel oder in ihre praktische Nutzbarmachung hinein. Der Zweck ist, die
Entstehung eines Mitteilungsmonopols dort zu verhindern, wo die jeweilige
Lehre oder Regel praktisch nutzbar gemacht wird,36 weil sie gerade dort die
gesellschaftliche Relevanz erhält, derentwegen sie freigehalten wird.

32 Der Grundsatz, dass die in den wissenschaftlichen Werken enthaltenen Ge-
danken, Erkenntnisse, Theorien oder Lehren als Gegenstand freizuhalten
sind, wird dogmatisch und methodisch in unterschiedlicher Weise erfasst,
was zu abweichenden Ergebnissen führt. Die näheren Begründungen für
den Ursprung und die Reichweite der Ausgrenzung sollen im Folgenden
vorgestellt und erörtert werden.

33 Die Diskussion soll nicht zu theoretisch geführt werden, deshalb wird sie
auch z.T. anhand einer Werkart, der Computerprogramme, vorgestellt und
erörtert. Bei den Computerprogrammen bzw. der Computersoftware handelt
es sich um die bis in die heutige Zeit wohl umstrittenste Werkart des Werk-
kataloges. Das Beispiel soll nur helfen, den schwierigen Stoff leichter ver-
ständlich zu machen; alle Ausführungen zur Reichweite des Freihaltungsin-
teresses gelten uneingeschränkt für alle Verstandeswerke.

2. Ausgrenzungsmethoden

a) Inhalt und innere Form

34 Die Unterscheidung von Inhalt und Form wird in Literatur37 und Rechtspre-
chung38 auch außerhalb der Orientierung am bloßen Ausdrucksmittel ohne

Kap. 2 Urheberrechtlich geschützte Gegenstände

30 Ensthaler

35 Vgl. nur Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, 3. Aufl. 1980, S. 119; Loewenheim, in:
Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, § 2 Rn. 58 f.; Vinck, in: Fromm/
Nordemann, Urheberrecht, 11. Aufl. 2014, § 2 Rn. 23.

36 Grundlegend BGH, 15.12.1978, I ZR 26/77, BGHZ 73, 288 – Flughafenpläne; daran
anknüpfend: BGH, 21.11.1980, I ZR 106/78, GRUR 1981, 352 – Staatsexamensarbeit;
BGH, 27.2.1981, I ZR 29/79, GRUR 1981, 520 – Fragensammlung, und BGH,
9.5.1985, I ZR 52/83, GRUR 1985, 1041 – Inkassoprogramm; OLG Karlsruhe, BB
1983, 986; OLG Frankfurt, BB 1985, 139; abweichend OLG Koblenz, BB 1983, 992,
Schutzbedürfnisse können es auch angezeigt sein lassen, inhaltliche Elemente zu
schützen.

37 Rehbinder, Urheberrecht, 17. Aufl. 2015, Rn. 59 ff.; im Zusammenhang mit den Pro-
grammen, Wittmer, Der Schutz von Computersoftware – Urheberrecht oder Sonder-
recht?, 1981, passim. Nachweise bei Plander, UFITA 76, 25 ff., und Ulmer, Urheber-



jeden Rückgriff auf den sachlichen Sinngehalt durchgeführt. Unabhängig
der dogmatischen Ausgangslage, der Begründung der Ausgrenzung wissen-
schaftlicher Lehren aus dem Urheberrecht, wird unter dem Begriff der „in-
neren Form“ versucht, den Schöpfungsvorgang nur dann gemeinfrei zu stel-
len, soweit die in dem Werk hervortretenden logischen Gedankengänge in
den Sinngehalt einer wissenschaftlichen Lehre übergreifen. Die schützbare
innere Form eines Werkes soll in der Ordnung der Gedanken (Gedankenfol-
ge, Gedankenbewegung, inhaltliche Disposition, Ideengruppierung), in der
ein bestimmter Inhalt dargeboten wird, bestehen. Nicht dazugehören soll
diejenige Gliederung der Gedanken, die durch die wissenschaftliche Lehre
vorgegeben ist bzw. eine wissenschaftliche Lehre ergänzt.39 Die Schutzfä-
higkeit von wissenschaftlich/technischen Werken braucht demnach nicht
schon dann zu entfallen, wenn es an der Individualität des Ausdrucksmittels
fehlt.40

35Nicht nur der „ästhetische Überschuss“, die Ausschmückung eines wissen-
schaftlichen Sprachwerkes, soll danach für den Schutz entscheidend sein,
sondern auch die Gliederung der Gedanken, die logische Struktur des Wer-
kes, nach der die Aneinanderreihung der einzelnen Worte und Sätze sinnvoll
erscheint.

36In der heutigen Rechtsprechung findet sich die Lehre insofern wieder, als
der Schutzbereich des wissenschaftlichen Sprachwerkes in der geistvollen
Gedankenführung des dargestellten Inhalts und/oder in der geistvollen Art
und Weise der Sammlung, Sichtung, Zubereitung und Anordnung des vor-
handenen, vorgegebenen Materials gesehen wird.41 Der Schutz eines wis-
senschaftlichen Schriftwerkes erfordert nach Ansicht des BGH dabei aber
eine sorgfältige Trennung von wissenschaftlichen Erkenntnissen einerseits
und der Darstellung oder Gestaltung der Lehre im Schriftwerk anderer-
seits.42
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und Verlagsrecht, 3. Aufl. 1980, S. 120, ansatzweise auch Loewenheim, in: Schricker/
Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, § 2 Rn. 50 ff.; Vinck, in Fromm/Nord-
emann, Urheberrecht, 11. Aufl. 2014, § 2 Rn. 24, 28.

38 Rehbinder, Urheberrecht, 17. Aufl. 2015, Rn. 58; Wittmer, Der Schutz von Computer-
software – Urheberrecht oder Sonderrecht?, 1981, S. 103; Plander, UFITA 76, 25 ff.;
BGHZ 94, 276 – Inkassoprogramm; OLG Karlsruhe – Inkassoprogramm, GRUR
1983, 300 mit vielen Nachweisen zu Rechtsprechung und Literatur.

39 Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, § 2 Rn. 58 ff.;
Vinck, in: Fromm/Nordemann, Urheberrecht, 11. Aufl. 2014, § 2 Rn. 22 ff.

40 Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, § 2 Rn. 57;
BGH, GRUR 1980, 227 – Monumenta Germaniae Historica.

41 Vgl. nur BGH, 21.11.1980, I ZR 106/78, GRUR 1981, 352, 353 – Staatsexamensarbeit.
42 Vgl. BGH, 21.11.1980, I ZR 106/78, GRUR 1981, 352, 353 – Staatsexamensarbeit.



37 Seit seinem Grundsatzurteil vom 5.12.197843 verfolgt der BGH konsequent
die Ansicht, dass inhaltliche Elemente des zugrunde liegenden Wissen-
schaftsgebietes aus dem Schutz auszuscheiden haben; die wissenschaftliche
Lehre und das wissenschaftliche Ergebnis sind demnach frei und jedermann
zugänglich.44

38 In der Flughafenpläne-Entscheidung45 ist der BGH der Betrachtungsweise
des Berufungsgerichts, welches auf den sachlichen Inhalt der Bauzeichnung
für eine Flughafenanlage des Klägers und die darin zum Ausdruck gelang-
ten – originellen (neuen) – technischen Gedanken abgestellt hatte, folgen-
dermaßen entgegengetreten:46 „Eine solche Betrachtungsweise wird jedoch
der Vorschrift des § 2 Abs. 1 Nr. 7 UrhG nicht gerecht. Diese Bestimmung
bezieht zwar Darstellungen wissenschaftlicher und technischer Art (wie
Zeichnungen, Pläne, Karten, Skizzen, Tabellen und plastische Darstellun-
gen) in den Kreis der urheberrechtlich geschützten Werke mit ein, wobei
nach § 2 Abs. 2 UrhG vorausgesetzt wird, dass diese Werke – also die fragli-
chen Darstellungen – persönlich geistige Schöpfungen sind. Die persönlich
geistige Schöpfung des Urhebers muss aber in der Darstellung selbst, also in
ihrer Formgestaltung liegen. Dagegen kommt es nicht (. . .) auf den schöpfe-
rischen Gehalt des wissenschaftlichen oder technischen Inhalts der Darstel-
lung an. Eine solche Auslegung des § 2 Abs. 1 Nr. 7 UrhG würde sich in Wi-
derspruch setzen zum Wesen des Urheberrechtsschutzes und seiner Abgren-
zung gegenüber den technischen Schutzrechten. Das wissenschaftliche und
technische Gedankengut eines Werkes – die wissenschaftliche und techni-
sche Lehre als solche – ist nicht Gegenstand des Urheberrechtsschutzes und
kann daher auch nicht zur Begründung der Schutzfähigkeit von Skizzen, die
die technische Lehre wiedergeben, herangezogen werden. Die Urheber-
rechtsschutzfähigkeit solcher Skizzen kann allein ihre Grundlage in der (. . .)
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43 BGH, 15.12.1978, I ZR 26/77, GRUR 1979, 464 – Flughafenpläne.
44 Die Rechtsprechung war sowohl unter dem Reichsgericht als auch unter dem BGH zu-

nächst schwankend, fraglich war, ob neben der Darstellungsart auch das Dargestellte
Urheberrechtsschutz genießen könne. RGSt 15, 405, 408 schützte bei technischen
Zeichnungen auch das Dargestellte; RGZ 172, 29, 30 f. – Gewehrreinigungshölzer, be-
schränkte den Schutz auf die Darstellungsart. In BGHZ 18, 319, 322 – Bebauungsplan,
wurde entgegen RGZ 172, 29 – Gewehrreinigungshölzer, wieder das Dargestellte für
schutzfähig erachtet. Ebenso wurde in BGH, GRUR 1956, 284, 285 – Rheinmetall-
Borsig II, die darstellerische Form eines „schöpferischen Konstruktionsgedanken“ ur-
heberrechtlich geschützt.

45 BGH, 15.12.1978, I ZR 26/77, GRUR 1979, 464 – Flughafenpläne.
46 BGH, 15.12.1978, I ZR 26/77, GRUR 1979, 464 – Flughafenpläne; vgl. die Kritik an

der Entscheidung von Reimer, GRUR 1980, 572, 578; vgl. auch BGH, 21.11.1980, I
ZR 106/78, GRUR 1981, 352– Staatsexamensarbeit; BGH, 29.3.1984, I ZR 32/82,
GRUR 1984, 659 – Ausschreibungsunterlagen und BGH, 9.5.1985, I ZR 52/83, BGHZ
94, 276, 285 – Inkassoprogramm.



schöpferischen Form der Darstellung finden.“ Schöpferisch ist die Darstel-
lung nicht, wenn sie in dem fraglichen Fachgebiet üblich oder notwendig ist.
In nachfolgenden Urteilen47 macht der BGH jeweils deutlich, dass nicht nur
die Lehre „an sich“ und die für das jeweilige Fachgebiet übliche Darstel-
lungsart der Lehre nicht schutzfähig sind, sondern in weitem Umfang auch
die Verwendungen der Lehre zur Lösung praktischer Aufgaben. Erst wenn
die Art und Weise der Sammlung, Sichtung und Anordnung des dargebote-
nen Stoffes außerhalb der für die Lehre üblichen oder jeweils erforderlichen
Gedankenführung liegt, ist urheberrechtlicher Schutz möglich.48

39Die Differenzierung zwischen Inhalt und Form, wie sie der BGH-Rechtspre-
chung zugrunde liegt, soll einerseits dazu führen, die wissenschaftlichen
Theorien, Lehren und Erkenntnisse aus dem Schutzbereich auszugrenzen,
andererseits ist damit keine Ausgrenzung inhaltlicher Elemente generell aus
dem Schutzbereich bezweckt. Der urheberrechtliche Schutz wird demnach
auch bei den Verstandeswerken nicht auf die (äußere) Form beschränkt, son-
dern kann, eigenschöpferisches Arbeiten vorausgesetzt, mit inhaltlichen
Elementen begründet werden, die dann im Verhältnis zu den wissenschaft-
lichen Elementen als „innere Form“ erscheinen.

40Inwieweit ein solches Verstandeswerk tatsächlich dem Schutz zugänglich
ist, hängt letztlich von der Wertung ab, welche Werkelemente zur Lehre
rechnen (sollen) und welche nicht. Besondere Schwierigkeiten bereitet die
Abgrenzung bei der Computersoftware. Algorithmus und Programm sind
nicht identisch. Soweit man überhaupt einen Schutzbereich bestimmen
kann, geht dies nur über den Weg der Einteilung der Algorithmen in solche,
die zur wissenschaftlichen Lehre, zum bedeutsamen Know-how rechnen,
und solche, die bei Vorliegen schöpferischer Elemente von geringer Bedeu-
tung sind.

b) Schutz der wissenschaftlichen Werke nach der Lehre vom
„Verwobensein“ (Schutz des „Gewebes“)

41Nach Ulmer kann das Verstandeswerk, insbesondere auch das wissenschaft-
liche Werk, geschützt werden, weil es auch hier „den Reichtum an Einfällen,
eine Fülle von Beispielen und Belegen, eine Vielfalt der gedanklichen Bezü-
ge und Lösungswege“ gibt, die trotz des bestehenden Freihaltungsinteresses
geschützt werden können, weil freizuhaltende Erkenntnisse und schöpferi-
sche Elemente zusammen ein „Gewebe“ ausmachen, das in seiner konkreten
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47 BGH, GRUR 1981, 520 – Fragensammlung; BGH, 21.11.1980, I ZR 106/78, GRUR
1981, 352– Staatsexamensarbeit; BGH, 17.4.1986, I ZR 213/83, GRUR 1986, 739 –
Anwaltsschriftsatz.

48 Deutlich BGH, 29.3.1984, I ZR 32/82, GRUR 1984, 659 – Ausschreibungsunterlagen.



Form urheberrechtlichen Schutz erfahren kann.49 Der Unterschied seiner
Lehre zu der, die nach Inhalt und (innerer) Form differenziert, liegt darin,
dass ein urheberrechtlicher Schutz der Verstandeswerke auch ohne einen
Konzeptschutz, ohne den Schutz eines Gliederungsschemas, nach dem die
Anordnung der einzelnen Worte und Sätze sinnvoll erscheint, möglich ist.
Das lässt sich vielfach begründen. Ein wissenschaftliches Lehrbuch kann al-
lein wegen der dort aufgeführten Beispiele, die den wissenschaftlichen Text
verständlich machen, eigentümlich sein; ein topographisches Werk kann
seine Originalität schon durch die Auswahl und Anordnung der Farben er-
halten; die Darstellung einer mathematischen Formel kann geschützt sein,
weil einzelne Erklärungen originell sind. Ulmers Lehre vom „Verwoben-
sein“ oder vom „Gewebe“ kann aber schlecht weiterreichen, soweit ein
Werk zu beurteilen ist, dessen Sinnhaftigkeit sich ausschließlich durch das
zugrunde liegende, klar gefasste Konzept erfassen lässt, wo die Aneinander-
reihung der einzelnen Worte und Sätze nur unter Beachtung dieses Konzepts
verständlich erscheint.50 So verhält es sich z.B. bei den Computerprogram-
men. Ein Programm bzw. der Teil des Programms, der die auszuführenden
Arbeitsprozeduren beinhaltet, beruht einzig auf einem Konzept, einem Al-
gorithmus, weil es eben diesen Algorithmus beschreibt und darüber hinaus
keine Angaben enthält. Das Werk besteht aus der Verkörperung der gefun-
denen Struktur und beinhaltet keine diese Struktur ausschmückenden Ge-
staltungen. Inhalt und Form sind nahezu identisch, weil die Formgebung
vom behandelten Gegenstand bestimmt ist.

42 Das Urheberrecht schützt das gegenständliche Werk, wie in „Wort und
Strich“ vollzogen, wenn es sich um ein künstlerisches, ästhetisch wahr-
nehmbares Werk handelt. Der Schutzbereich liegt dann im konkreten Ar-
beitsergebnis, in der Art und Weise, wie der Schöpfer das Thema bearbeitet,
einen Gedanken zum Ausdruck gebracht hat. Bei reinen Verstandeswerken
ist ein derart auf die gegenständliche Niederlegung konzentrierter Schutz
nicht möglich. Hier liegt der Wert der Arbeit zu einem großen Teil im Disk-
reten. Die Worte lassen sich austauschen, die Zahlen verändern, die Einsatz-
gebiete verschieben, sinnhaft wird die Arbeitsleistung immer erst durch das
Konzept, nach dem die Worte, Zahlen und Zeichen angeordnet werden. Die
Worte, Zahlen, Zeichen selbst sind hier nicht Ausdruck des schöpferischen
Geistes, sie sind keine Ausschmückung einer bestimmten Logik, sondern
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49 Ulmer, Der Urheberrechtsschutz wissenschaftlicher Werke unter besonderer Berück-
sichtigung der Programme elektronischer Rechenanlagen, 1967, S. 15; ders., Urheber-
und Verlagsrecht, 3. Aufl. 1980, S. 123; Ulmer/Kolle, GRUR Int. 1982, 497.

50 Den Begriff „Gewebe“ hat Ulmer von Ghirhon, UFITA 1932, 34 ff., 38, übernommen,
der ihn dem Begriff der „inneren“ Form untergeordnet hat. Ghirhon spricht insoweit
„von einem Komplex von Ideengehalten, (. . .) von einem inneren Zusammenhang
eines wissenschaftlichen Werkes.“



machen diese Logik nur verständlich. Schöpferisch kann nur die Logik
selbst sein.

c) Differenzierung zwischen Schutzbegründung und Schutzumfang

43Ulmers Ausführungen zum Schutz wissenschaftlicher Werke reichen aber
über die vorgestellte Abgrenzungsmethode hinaus. Nach Ulmer sind auch
die wissenschaftlichen Arbeitsergebnisse schöpferische Leistungen. Vom
urheberrechtlichen Schutz sind sie ausgeschlossen, soweit das Freihaltungs-
interesse der Allgemeinheit reicht,51 d.h. soweit der Schutz ein Mitteilungs-
monopol an wissenschaftlichen Lehren zur Folge hätte. Das ist bezogen auf
die „reinsten Verstandeswerke“, die Computerprogramme nur dann der Fall,
wenn jeder Algorithmus nur in einer ganz bestimmten, durch seinen Zweck
vorgegebenen Form ausgedrückt werden könnte, nicht dann, wenn die Aus-
drucksform verschieden sein kann. Wenn es sich so verhält, dass ein und
derselbe Algorithmus oder ein und dieselbe logische Struktur der Program-
me unterschiedlich mitgeteilt werden kann, würde ein Schutz der Mittei-
lungsform nicht den Inhalt der Lehre erreichen.

44Folgt man der herrschenden Lehre und Rechtsprechung darin, dass die logi-
schen Strukturen der Programme sowie die Mitteilungsform, die aus wissen-
schaftlichen Gründen geboten wird, frei bleiben müssen, so würde für den
Schutz nur eine Darstellungsform in Frage kommen, die handwerklicher
Nachvollzug vorhandener Programmierungskonventionen ist. Der Schutz
ließe sich wegen § 2 Abs. 2 UrhG nur damit begründen, dass der Formge-
bung eine originelle Leistung vorausgegangen ist, nämlich die Entwicklung
einer neuen logischen Struktur. Ein Schutz wäre somit nur erreichbar, wenn
es zulässig ist, zwischen der Schutzbegründung und dem Schutzbereich zu
differenzieren. Wenn also die Maßstäbe, anhand derer zu beurteilen ist, ob
einem gegebenen Computerprogramm überhaupt Urheberrechtsschutz zu-
kommt, und die Maßstäbe, anhand derer zu beurteilen ist, wie weit der
Schutzumfang reicht, unabhängig voneinander sind (siehe dazu Teil B, I).

45Seitens der Rechtsprechung hat das OLG Karlsruhe52 in seiner „Inkassopro-
gramm“-Entscheidung die Auffassung vertreten, dass der Bereich, aus dem
die persönlich geistige Schöpfung stammt, nicht mit dem geschützten Be-
reich deckungsgleich zu sein braucht.

46Ob diese Differenzierung dem Urheberrecht wesensfremd ist – dies war die
Ausgangsfrage – lässt sich durch eine Gegenüberstellung des urheberrecht-
lichen Schutzes zu den Leistungsschutzrechten beantworten.
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51 Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, 3. Aufl. 1980, S. 119, 123.
52 OLG Karlsruhe, 9.2.1983, 6 U 150/81, GRUR 1983, 300 – Inkasso-Programm.



47 Folgt man Ulmer, so schützt das Urheberrecht persönlich geistige Schöpfun-
gen bis an die Grenze der Sozialverträglichkeit. Dem Postulat der Sozialver-
träglichkeit, dem das Prinzip der Freihaltung wissenschaftlicher Lehren und
Theorien sowie des gesellschaftlich bedeutsamen Know-hows zugrunde
liegt, würde Rechnung getragen, der gedankliche Inhalt der Algorithmen
bliebe frei.

48 Andererseits würde aber nicht die persönlich geistige Schöpfung selbst ge-
schützt, sondern nur ihre handwerkliche, praktisch ingenieurmäßig vollzo-
gene Ausführung. Postulate eines reinen Leistungsschutzes wären demnach
für den Schutz mitbestimmend. Wegen der dem deutschen Urheberrechtsge-
setz selbst zugrunde liegenden Differenzierung zwischen Leistungsschutz-
rechten einerseits (§§ 70ff. UrhG) und klassischen Urheberrechten anderer-
seits (§ 2 UrhG)53 erscheint es fraglich, ob allein der durch die Differenzie-
rung bewirkte mittelbare Schutz von schöpferischen Leistungen ausreicht,
einen urheberrechtlichen Schutz für handwerkliche Leistungen zu begrün-
den.

49 Rechtsdogmatisch ist die Differenzierung zwischen Schutzbegründung und
Schutzumfang durch die Möglichkeit, zwischen Leistungsschutzrechten ei-
nerseits und Immaterialgüterrechten andererseits zu unterscheiden, aufgear-
beitet. Leistungsschutzrechte werden gewährt oder sind möglich, wenn
handwerkliche, praktisch ingenieurmäßige Tätigkeiten auf ein Produkt ge-
richtet sind, das nicht werthaft materialisiert ist, sondern durch einfache,
kostengünstige Techniken übernommen werden kann und durch die Gewäh-
rung des Schutzes das Freihaltungsinteresse der Allgemeinheit an gesell-
schaftlich bedeutsamen Know-how beachtet wird.54

50 Solch eine Lösung könnte aus rechtspolitischer Sicht überzeugen, wenn sie
der einzig gangbare Weg für den Schutz, z.B. der Programme wäre. Dies ist
nicht der Fall. Bei den meisten der auf dem Markt vorhandenen Programme,
der Masse der Standardprogramme, lässt sich die jeweils zugrunde liegende
Logik durch Softwarekonventionen erklären, sie enthalten Standard-Algo-
rithmen und sind Ausdruck vorgedachter Optimierungsmöglichkeiten.55 Es

Kap. 2 Urheberrechtlich geschützte Gegenstände
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53 Die Unterscheidung ist z.B. dem amerikanischen Urheberrecht fremd; Copyright-Act
ist nicht gleich Urheberrechtsgesetz, „originality“ bedeutet danach nicht Eigentüm-
lichkeit, sondern wird in der amerikanischen Rechtsprechung auf die Anforderung re-
duziert, dass das Werk des Autors von ihm selbst stammen müsse. Nachweise bei Scott,
Computer Law, New York 1984, § 3.7.

54 Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, 3. Aufl. 1980, S. 510ff.; Loewenheim, in: Schrik-
ker/Loewenheim, Urheberrecht, 4. Aufl. 2010, § 71 Rn. 11 und Vor § 70 Rn. 4; Schul-
ze, CuR 1988, 181 ff.; Bauer, CuR 1988, 359; BGH, 4.11.1966, Ib ZR 77/65, GRUR
1967, 316, spricht hinsichtlich der Lichtbilder (§ 72 UrhG) von Leistungen, die im We-
sentlichen auf handwerklichem Können beruhen.

55 v. Gamm, GRUR 1986, 731; Jonquères, GRUR Int. 1986, 458 f.


